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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 

Vorsitzender Dr. Fruhstorfer: Hoher Bun- folge des hohen Mietaufwandes zur Betriebs­
desrat! Ich e r Ö f f n e die 294. Sitzung des auflösung gezwungen werden. 
Bundesrates. 

E n t s c h u I d i g t haben sich die Mitglie­
der des Bundesrates Schweda, Göschelbauer, 
Eleonora Hiltl, Pabst, Dr. Goess, Hötzendor­
fer und Ing. Harramach. 

Ich begrüße den im Hause erschienenen 
Bundesminister Maser. (Beifall bei der SPtJ.) 

Antrag 10/A der Bundesräte Porges und Ge­
nossen, betreffend Novellierung des Bundes­
gesetzes über die Miete von Wohnungen und 
Geschäitsräumlicbkeiten (2. Mletrecbtsände-

rungsgesetz) (418 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gehen in die Tagesord­
nung ein. Zur Behandlung steht das 2. Miet­
rechtsänderungsgesetz. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Novak. 
Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Novak: Herr Minister! 
Hoher Bundesrat! Meine Damen und Herren! 
Ich habe über den Antrag der Bundesräte 
Porges und Genossen, betreffend N ovellierung 
des Bundesgesetzes über die Miete von Woh­
nungen und Geschäftsräumlichkeiten (2. Miet­
rechtsänderungsgesetz), zu berichten. 

,Der Antrag wurde in. der Sitzung des Bun­
desrates vom 13. Juli 1970 im Sinne des § 14 
der Geschäftsordnung eingebracht und damit 
begründet, daß die folgeschweren Auswirkun­
gen des Mietrechtsänderungsgesetzes 1967 
gemildert werden sollen. 

Weiters enthält die Vorlage im Interesse 
des Leistungsvermögens der Mieter eine Neu­
gestaltung des § 7 des Mietengesetzes. Danach 
soll eine Erhöhung de� Hauptmietzinses höch­
stens nur bis zum Siebenfachen für die Dauer 
von 10 Jahren beziehungsweise bis zum Sechs­
fachen für die Dauer von 15 Jahren zulässig 
sein. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat den vorliegenden Antrag 
in seiner Sitzung vom 15. Juli 1970 in Ver­
handlung genommen. An der Debatte betei­
ligten sich außer dem Berichterstatter die Bun­
desräte Bürkle. Dr. Brugger, Dr. Gaspersdlitz, 
Hofmann-Wellenhof, Porges, Dr. Schambeck, 
Dr. Ira, Dr. Skotton und Seidl sowie der Bun­
desminister für Justiz Dr. Broda. 

Es wurde mit Stimmenmehrheit beschlossen, 
den Antrag unter Berücksichtigung der vom 
Berichterstatter beantragten Abänderungen 
dem Hohen Hause zur Annahme zu empfeh­
len. 

Namens des AussChusses für Verfassungs­
und Rechtsangelegenheiten stelle ich somit 
den A n  t r a g. der Bundesrat wolle den 
gegenständlichen Gesetzesantrag, den Sie im 
Bericht des Ausschusses abgedruckt finden. im 
Sinne des Artikels 41 Abs. 1 Bundes-Verfas­
sungsgesetz beschließen. 

Vorsitzender: Danke. Zum Wort gemeldet 
hat sich Herr Bundesrat Dr. Gasperschitz. 
Ich erteile es ihm. 

Als erste Maßnahme sieht der Gesetzent- Bundesrat Dr. Gasperscbitz (OVP): Hohes 
wurf eine Senkung des Mietzinses für Ge- Haus! Sehr geehrte Damen und Herren I Wir 
schäftslokale vor, die. verhindern soll, daß von der OVP-Fraktion nehmen an dieser Sit": 
Inhaber von Klein- und Mittelbetrieben in- zung teil" weil wir uns der demokratischeq 
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Gepflogenheit, nämlich der Mehrheit, beugen, 
weil wir tolerant sind, aber wir protestieren 
gegen die offensichtliche Verletzung der Ge­
schäftsordnungl (Beifall bei der OVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Kaum je wurde in diesem Hohen Haus eine 
Gesetzesinitiative mit soviel Oberflächlich­
keit, Flüchtigkeit und Dilettantismus ergrif­
fen, wie das heute durch den sozialistischen 
Antrag der Fall ist. Man fragt sich: Warum 
d,iese Eile in einer solch schwierigen Mate­
rie, die noch eine zusätzliche Sommersitzung 
notwendig macht? Warum die Ablehnung mei­
nes wohlbegründeten Antrages auf Anhörung 
von Sachverständigen über die faktischen Aus­
wirkungen einer solchen beabsichtigten No­
vellierung des geltenden Mietengesetzes durch 
die sozialistische Fraktion im Ausschuß für 
Verfassungs- und Rechtsangelegenheiten? Es 
geht doch schließlich um das Problem der 
Erhaltung des Altwohnraumes, also um die 
Sanierung des Althausbestandes. 

Im Jahre 1961 hat sich der Nationalrat unter 
Beiziehung von Experten sehr eingehend mit 
diesem Fragenkomplex befaßt. Die Lösungs­
vorschläge haben in einem Mietrechtsände­
rungsgesetz ihren Niederschlag gefunden. 
Wenn untragbare Auswirkungen des Miet­
rechtsänderungsgesetzes 1961 nachgewiesen 
werden, ist auch die OVP-Fraktion bereit, 
diese durch Gesetzesinitiativen beseitigen zu 
helfen. Dies aber nur nach gründlichen Be­
ratungen - nicht nach einer viertelstündigen 
Beratung, wie es im Ausschuß geschehen 
ist -, nach Beratungen mit Sachverständigen, 
um nicht die Mieter von Althauswohnungen 
damit mehr zu schädigen als ihnen zu nüt­
zen! (Beifall bei der OVP.) Diese Gefahr aber 
ist beim gegenständlichen sozialistischen An­
trag eminent groß, ja sebon als gegeben zu 
betrachten. 

Lassen Sie es mich offen sagen, Herr Por­
ges: Sie haben es mit diesem Antrag für 
Ihre Partei bestimmt gut gemeint. aber das 
von Ihnen produzierte sozialistische Wahl­
zuckerl für die Wiener Nachwahlen dürfte 
ob seiner schädigenden Wirkung keinen Ab­
satz finden, auch wenn seine Verpackung noch 
so verführerisch ist! (Starker Beifall bei der 
OVP.) 

Lassen Sie mich die Rechtslage erörtern: 

Der sozialistische' Gesetzesantrag will eine 
Neugestaltung des § 1 des Mietengesetzes 
herbeiführen. Diese Bestimmung befaßt sidt 
mit der Aufbringung der Mittel zur ordnungs­
gemäßen Erhaltung des Hauses, wenn die 
Auslagen in den von den Mietern zu ent­
richtenden Hauptmietzinsen keine Deckung 
finden. 

Nach der derzeitigen Rechtslage wird der 
Fehlbetrag auf Grund freier Vereinbarung 
zwischen Hausbesitzer und Mietern oder bei 
Nichteinigung durch geridttlidte Entsdteidung 
durch Vervielfachung des Hauptmietzinses in 
einem Auf teilungs zeitraum bis zu zehn Jah­
ren hereingebracht. Eine Beschränkung der 
Vervielfachung der Hauptmietzinse kennt das 
Mietengesetz nicht. In der Judikatur wird in 
der Regel ein Vielfaches, das den 10- bis 
20fachen Betrag übersteigt, als wirtschaftlich 
unvertretbar und unzumutbar angesehen. Ein 
solch weitgehender Antrag auf Zins erhöhung 
wird in der Regel von den Gerichten abge­
wiesen. In diesem Fall wird dann eine "wirt­
schaftliche Abbruchreife" des Hauses ange­
nommen. 

Nach dem Wortlaut des vorliegenden sozia­
listischen Antrages dürfen Hauptmietzinse nur 
dann zur Erhaltung des Wohnraumes erhöht 
werden, wenn der Fehlbetrag in einer höch­
stens sechsfachen oder siebenfachen Erhöhung 
des Hauptmietzinses je nadt Aufteilungszeit­
raum von 15 beziehungsweise 10 Jahren seine 
Deckung findet. Ist das nicht der Fall, können 
auch keine unbedingt notwendigen Erhal­
tungsarbeiten vorgenommen werden, das 
heißt, das Haus wird als wirtsdtaftlich ab­
bruchreif angesehen. 

Die Entscheidung der wirtschaftlichen Ver­
tretbarkeit und Zumutbarkeit überläßt man 
nicht mehr der flexiblen Beurteilungsmöglich­
keit der Gerichte, sondern man will von Ge­
setzes wegen die Grenzen normieren, was das 
Mietengesetz seit seinem Bestehen nicht ge­
konnt hat. Und das kann sehr gefährlich sein! 

Umsomehr hätte man SaChverständige zu 
Beratungen zuziehen müssen. Ein Antrag, den 
ich ja im Ausschuß gestellt habe, der aber 
von der sozialistischen Fraktion nicht ange­
nommen wurde. 

Nadt meinen gestrigen Erhebungen be1 den 
Gerichten wird der siebenfache Betrag behr 
oft überschritten; dies insbesondere in Häu­
sern mit wenig Mietern oder mit besonders 
niedrigen Hauptmietzinsen. Schon das Zusam­
menfallen einer größeren Sachreparatur mit 
bedeutenden FassadensChäden kann in diesen 
Häusern die vorgesehene Grenze für den 
Fehlbetrag überschreiten. Was für Folgen 
hätte eine Novellierung des. Mietenredttes im 
Sinne des sozialistischen Antrages! Im übrigen 
möchte ich dazu nom sagen, daß bezüglich 
des § 1 des Mietengesetzes eine Beschwerde 
beim Verfassungsgerichtshof vorliegt. Es ist 
noch nie üblich gewesen, daß man Gesetzes­
initiativen ergreift, während ein soldtes Ver­
fahren beim Verfassungsgeridttshof anhängig 
ist. 

Nun die Folgen der Novellierung des Mie­
tenredltes im Sinne des sozialistischen Antra-
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ges: Die wirtschaftliche Abbruchreife würde 
auf jene Objekte ausgedehnt, deren Erhaltung 
und Instandsetzungskosten nicht durch die 
vom Gesetz beschränkte Hauptmietzinssteige­
rung gedeckt werden könnte; dies ohne RüCk­
sicht darauf, ob das Gebäude technisch wieder­
hergestellt werden könnte. 

Die sozialistische Gesetzesinitiative gibt ja 
den Hausbesitzern geradezu den Anreiz, ihr 
Haus niederreißen zu lassen, weil sie bei 
den bestehenden Grundstückpreisen, insbeson­
dere im Stadtkern, mit beachtlichen Gewin­
nen spekulieren könnten. 

Die Zahl der Obdachlosen würde vermehrt 
werden, da die Gemeinde Wien ja selten in 
der Lage ist, Wohnungen zur Verfügung zu 
stellen. Wer aber das Glück hätte, eine Ge­
meinde- oder Genossenschaftswohnung zu 
bekommen, hät,te mit einem ungleich höheren 
finanziellen Aufwand zu rechnen, als es die 
Bezahlung des erhöhten Hauptmietzinses mit 
einem Vielfachen des Friedenszinses für In­
standsetzungskosten darstellt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das ist die Lex Porges in der Auswirkung: 
Mehr Abbruch von Althäusern ohne tech­
nische Notwendigkeit, weniger Wohnungen 
und mehr Obdachlose, mehr Grundstück.speku­
lationen auf dem Rücken der Wohnung suchen­
den! Wer das nicht will, kann dem Antrag 
keine Zustimmung geben! (Beifall bei der 
OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich Frau Bun­
desrat Dr. Seda gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Bundesrat Dr. Erika Seda (SPO): Hoher Bun­
desrat! Vor Eingang in meine Ausführungen 
möchte ich eine Erklärung im Namen meiner 
Fraktion zur Verlesung bringen. 

1. Die Bundesratsfraktion der OVP hat sich 
heute entschlossen, in der Frage der Bericht­
erstattung von einer langjährigen und be­
währten Gewohnheit abzugehen. 

Die Begründung, es gehe der OVP nur um 
die Einhaltung der Geschäftsordnung, hätte 
zweifellos an Glaubwürdigkeit gewonnen, 
wenn die OVP ihren Sinneswandel der ande­
ren Fraktion schon vor Beginn der Sitzung 
mitgeteilt hätte, so wie die sozialistische 
Fraktion im Jahre 1966 der OVP rechtzeitig 
angekündigt hat, daß wir von nun an auf die 
Einhaltung der 24stündigen Auflagefrist und 
die Erstattung eines schriftlichen Ausschuß­
berichtes Wert legen. 

2. Der vorliegende schriftliche Ausschuß­
bericht über das 2. Mietrechtsänderungs­
gesetz, 418 der Beilagen, ist vor mehr als 
24 Stunden an alle Mitglieder des Bundes­
rates verteilt worden. 

Er ist vom Bundesrat Novak als Bericht­
erstatter unterzeichnet und konnte vom Bun­
desrat Novak nur unterzeichnet werden, wenn 
er die Vollmacht hatte, als Berichterstatter 
an das Haus zu fungieren. Der OVP ist also 
seit mehr als 24 Stunden bekannt, daß Bundes­
rat Novak nach Meinung der sozialistischen 
Bundesratsfraktion, nach Meinung des Aus­
schußobmannes, aber auch nach Meinung der 
Parlamentsdirektion, die den Bericht in Druck. 
gelegt hat, als Berichterstatter fungiert. Den­
noch sind Ihnen die Bedenken dagegen erst 
jetzt eingefallen, und Sie werden verstehen, 
daß wir auch darin einen Beweis erblicken, 
daß es sich nur um ein Manöver handelt. 

3. Vor allem aber, Hoher Bundesrat, möchte 
ich hier feststellen, daß die sozialistische 
Fraktion unter voller Wahrung unseres 
Standpunktes der OVP angeboten hat, formell 
die Wahl des Berichterstatters zu wiederholen, 
die 24stündige Auflagefrist abzuwarten und 
nächste Woche eine Bundesratssitzung abzu­
halten, in der die Verhandlung auch nach 
Auffassung der OVP in völlig einwandfreier 
Form abgehalten werden könnte. 

Ich stelle dabei ausdrücklich fest, daß es 
sich dabei nach unserer Meinuny nur um eine 
Geste gegenüber der OVP gehandelt hätte, 
weil ja die jetzt gewählte Vorgangsweise 
unserer Meinung nam völlig einwandfrei ist. 
Die OVP hat aber dieses Angebot nicht ange­
nommen. Ihre Bedenken gegen die Geschäfts­
ordnungsmäßigkeit des gewählten Vorganges 
sind offensichtlich weniger groß als die Scheu 
vor einem weiteren Sitzungs tag. 

Dieses Haus und darüber hinaus die 
OffentIichkeit werden verstehen. daß dies für 
uns der dritte Beweis ist, wonam es der OVP 
nur darum geht, der Debatte über die Ergrei­
fung einer Initiative zur Korrektur des un­
sozialen Mietrechtsänderungsgesetzes der 
OVP-Alleinregierung auszuweichen. 

Soweit, meine Damen und Herren, die Er­
klärung, die ich im Namen meiner Fraktion 
abzugeben hatte. (Beifall bei der SPO.) 

Hoher Bundesrat! Die Sozialistische Partei 
hat also eine Initiative ergriffen, um die 
härtesten Auswirkungen des Mietrechtsände­
rungsgesetzes 1967 zu mildern beziehungs­
weise den Nationalrat, wie dies in der Ver­
fassung vorgesehen ist, zur Verhandlung und 
Behandlung dieser Frage zu zwingen. 

Schon in der Geschäftsordnungsdebatte und 
auch in den Ausführungen des ersten Redners 
der OVP wurde immer wieder zu formalen 
Fragen Stellung genommen. Es wurde vorge­
bracht, daß der Antrag auf Beiziehung von 
Experten abgelehnt wurde und daß die Vor­
lage ungenügend ausgearbeitet war. 
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Meine Damen und Herren I Bundesrat Por­
ges hat Ihnen in der Sitzung angeboten, ein 
Redaktionskomitee einzusetzen, um diese Feh­
ler gemeinsam zu korrigieren. Wir haben dann 
nach einer Unterbrechung eine - wie wir 
zugeben - nur teilweise korrigierte Vorlage 
eingebracht. Nachdem Sie die Einsetzung eines 
Redaktionskomitees abgelehnt hatten, haben 
wir uns dann noch zusammengesetzt und 
haben einige Formulierungen verbessert. Ge­
statten Sie mir nun, diese als Abänderungs­
antrag einzubringen. 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g  
der Bundesräte Dr. Seda und Genossen 
zum Gesetzesantrag betreffend das 2. Miet .. 
rechtsänderungsgesetz (10/A-BR/70) in der 
Fassung des Ausschußberichtes (418 der 
Beilagen). 

Der Bundesrat wolle gemäß § 33 lit. C 
der Geschäftsordnung beschließen : 

Die im Titel bezeichnete Vorlage wird 
abgeändert wie folgt: 

1. In Ziffer 2 sind (in der 14. beziehungs­
weise 15. Zeile) die Worte "bei einem 
lOjährigen Aufteilungszeitraumes" durch 
die Worte "bei· einem lOjährigen Auftei­
lungszeitraum" zu ersetzen; weiters hat der 
letzte Halbsatz, der mit den Worten "an 
diese Vereinbarung . . . .. beginnt, ersatzlos 
zu entfallen. 

2. In Ziffer 4 hat der letzte Halbsatz 
(6. beziehungsweise 7. Zeile) wie folgt zu 
lauten: "der Zeitraum darf aber 15 Jahre 
nicht übersteigen. " 

3. In Ziffer 5 hat die Uberschrift wie 
folgt zu lauten: , ,§ 8 Abs. 1 1. Satz erhält 
folgenden Wortlaut:". 

Darüber hinaus ist in der 3. Zeile das 
Wort "durchzuführen" durch das Wort 
"durchführen" zu ersetzen. 

Meine Damen und Herren I Diesen Abände­
rungsantrag haben Sie auch schon in Händen. 

Hoher Bundesrat I Wenn hier auch vorge­
bracht wurde, daß sich Druckfehler und sach­
liche Fehler eingeschlichen haben, möchte ich 
doch eines feststellen: Auch zu Vorlagen, die 
dem Nationalrat zugehdtet werden, werden 
Anträge eingebracht, die Fehler enthalten. 
Ich möchte hier auf den Antrag der Abge­
ordneten Suppan, Dr. Scrinzi und Genossen 
betreffend ein Bundesgesetz über die Gewäh­
rung von Zulagen an Besitzer des allgemei­
nen Kärntner Kreuzes für "Tapferkeit" ver­
weisen. Hier finden Sie zum Beispiel - ich 
möchte nur diesen einen Punkt anführen, um 
Ihre Aufmerksamkeit nicht allzulange in An­
spruch nehmen zu müSsen - im § 1 Abs. 2 
die Worte: "Die im· Abs. 1 genannten Per-

sonen haben keinen Anspruch . . .  , wenn sie 
wegen eines Verbrechens .. . rechtzeitig ver­
urteilt worden sind . . .  " 

Im Bericht des Finanz- und Budgetausschus­
ses des Nationalrates steht dann noch, daß 
zum § 8 des Gesetzentwurfes ein Abände­
rungsantrag eingebracht und daß auf Mängel 
im Gesetzestext verwiesen wurde. 

Also, meine Damen und Herren: Es kommt 
auch bei Anträgen, die von Ihrer Fraktion 
eingebracht werden, zu Fehlern im Gesetzes­
text. Das kann immer passieren. Man kann 
sich nur dann einvernehmlich bemühen, diese 
Fehler auszumeno:en. Wir waren dazu bereit, 
Sie nicht. Sie wollten unbedingt die Erörte:­
rung dieser Materie im Hohen . Haus ver­
zögern! 

Im Namen meiner Fraktion muß ich sagen, 
daß wir auf die Erörterung des Inhalts dieser 
Vorlage nicht verzichten. Ich möchte, um die 
Minderheit dieses Hauses vielleicht ein wenig 
zu beruhigen, folgende Feststellungen treffen: 

Dem Bundesrat steht das Recht der Geset­
zesinitiative zu. Es ist nur sehr schade, daß 
in den vielen Jahren, in denen die OVP die 
Mehrheit in diesem Hause hatte, nur einmal 
von diesem Recht der Gesetzesinitiative Ge­
brauch gemacht wurde. Wir haben also diese 
Möglichkeit in dem Fall ergriffen. 

Ich möchte hier nur unterstreichen, daß 
solche Beschlüsse nicht Gesetzesbeschlüsse 
sind, die unmittelbar Gesetzeskraft erlangen, 
sondern daß es sich um Initiativen handelt, 
die in ihrer Art ähnlich Volksbegehren oder 
Regierungsvorlagen oder Initiativanträgen 
von Abgeordneten im Nationalrat sind. (Bun­
desra t Dr. G a s pe r s c  h i t Z: Keine Begut­
achtungsmöglichkeit mehr!) Dieser Antrag 
wird dann im zuständigen Ausschuß des 
Nationalrates ausführlich behandelt. Es kön­
nen dort Abänderungsanträge gestellt wer­
den. Der Bundesrat kann sich gegen diese 
Abänderungen seiner Initiative - in welcher 
Richtung immer sie erfolgen - nicht wehren. 
Wir betonen also: Das Schwergewicht unserer 
Aktion liegt darin, daß wir die Materie hier 
behandelt wissen wollen, daß wir den Natio­
nalrat zwingen wollen, sich mit diesem Pro­
blem zu beschäftigen, und daß wir hoffen, 
damit zumindest die größten Härten zu be­
seitigen, die das Mietrechtsänderungsgesetz, 
das durch die OVP-Alleinregierung im Jahre 
1967 ausgelöst wurde, gebracht hat. 

Damit komme ich, meine Damen und Her-:­
ren, gleich zum zweiten Punkt meiner Aq.s­
führungen: Die Spr��er der Minderheit die­
ses Hauses haben im Ausschuß dagegen pro­
testiert, daß die Gesetzesinitiative zur Ände­
rung des Mietengesetzes im Ausschuß ohne 
Beiziehung von Experten durdlgepeitscht 
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wurde, und haben diese Behauptung auch hier aussdluß folgender Fahrplan zur Kenntnis ge-
mehrfach wiederholt. nommen wurde: 

Meine Damen und Herren, ganz nebenbei 
eine Frage: Bei einer wesentlidl wichtigeren 
Materie, nämlich bei der Beratung über die 
Steuerfreiheit des Uberstundenzuschlages 
- das ist also eine Materie, die etwas neu 
regelt und im wesentlichen nicht auf den 
alten Gesetzestext zurückgeht -, wurden da 
im AussChuß Experten zugezogen? - Bitte, 
prüfen Sie diese Frage. (Bundesr at Doktor 
Gas p e r  s c  hi t z: Die Novell ier ung des 
Mietengesetzes, die Sie hier jetzt ver l angen, 
geht auch nicht zur ück auf das alte, urspr üng­
liche Mietengesetz! Sie ver langen mehr/) 

Meine Damen und Herren! Im wesentlichen 
ist es eine Rückführung, ganz besonders die 
Bestimmungen im ersten Punkt unseres An­
trages, wo wir also die Mieten vom Drei­
fachen auf das zugegebenermaßen Zweifadle 
zurückführen. 

Meine Damen und Herren! Zum damaligen 
Vorgang möchte ich feststellen: In der 
Koordinierungssitzung des Bundesratspräsidi­
ums hat der Vertreter der sozialistischen Frak­
tion, Bundesrat Porges, aus Loyalität ange­
kündigt, daß die sozialistischen Bundesräte 
in der· für Nachmittag geplanten Haussitzung 
einen Initiativantrag bezüglich Abänderung 
des Mietengesetzes einbringen werden. 

ICh darf in diesem Zusammenhang feststel­
len, daß die OVP-Opposition im Nationalrat 
die Einbringung von Initiativanträgen nicht 
vorher ankündigt, genauso wie seit neuestem 
auch die Einbringung von dringlichen Anfra­
gen ohne vorherige Ankündigung erfolgt. -
Aber das nur nebenbei. 

Von den Vertretern der OVP im Koordi­
nierungsausschuß des Bundesrates wurde 
diese Ankündigung zur Kenntnis genommen, 
und es wurde zu diesem Zweck eine Sitzung 
des Ausschusses für Rechtsangelegenheiten 
für Mittwodl nach Schluß der Haussitzung 
einberufen. Das Präsidialprotokoll hält wört­
lich fest - ich zitiere -: 

"In dieser Sitzung soll ein noch einzubrin­
gender selbständiger Antrag so,?ialistischer 
BlIndesräte betreffepd eine Abänderung des 
Mietengesetzes in Verhancllung genommen 
Werden." 

Und nun, meine Damen und Herren, hören 
Sie bitte gut zu: Das gleiChe Präsidialproto­
koll enthält die Vereinbarung, daß dieser An­
trag in der 294. Sitzung des Bundesrates am 
Freitag, den 11. Juli 1910, eine Viertelstunde 
nach SChluß der 293. Sitzung, zur Verhandlung 
gelangen soll. 

Alle�n aus dies!'!n FCikten geht hervor, daß 
von den OVP-Vertretern i'm Koordinierungs-

Montag: Einbringung des Antrages; Mitt­
woch: Verhandlung im zuständigen Ausschuß; 
Freitag: Beratung und Beschlußfassung im 
Plenum des Bundesrates mit nachfolgender 
Weiterleitung an den Nationalrat zur ge­
schäftsordnungsmäßigen Behandlung. 

Das Dilemma der Minderheit dieses Hauses 
- und ich spredle das ohne Umschweife aus, 
wenn es Ihnen auch noch so unangenehm sein 
sollte - besteht nun im folgenden: 

Die OVP will zu dem sozialistischen Antrag 
nicht ja sagen, weil sie sonst ihr eigenes 
MietrechtSänderungsgesetz und die wenig er,. 
folgreiche OVP-Alleinregierung desavouiert. 
Sie will aber auch nicht nein sagen (ironische 
Heiterkeit bei der OVP), weil sie nur allzu 
gut weiß, daß es sachlich richtig und vor allem 
sozial gerechtfertigt ist, diese Frage aufzu­
greifen und den Nationalrat, der ja nunmehr 
anders zusammengesetzt ist als vor dem 
1. März 1910, nochmals mit dieser Frage zu 
beschäftigen. Die OVP-Fraktion sucht Aus­
flüchte, beantragt die Beiziehung von Exper­
ten zur Entscheidung über letztlich politische 
Fragen, über die sich, glaube ich, meine Damen 
und Herren, ja jeder einzelne von Ihnen selbst 
seine Meinung bilden kann. Sie wollten ein­
fach nur die Beratung und Beschlußfassung 
mit allen Mitteln verzögern. 

Meine Damen und Herren! Diese Verzöge­
rung steht aber in einem besonderen Gegen­
satz - und damit komme ich zum dritten 
Teil meiner Ausführungen - zu der Eile, mit 
der Sie seinerzeit das Mietrechtsänderungs­
gesetz im Nationalrat durchgepeitscht haben. 
Die Regierungsvorlage für das Mietrechts­
änderungsgesetz, die Anfang Juni 1961 im 
Nationalrat einlangte, hatte einschließlich der 
Erläuternden Bemerkungen einen Umfang von 
nicht weniger als 44 Druckseiten. Diese Vor­
lage wurde - so behaupten Sie nun, meine 
Damen und Herren von der Opposition -
drei Tage lang im zuständigen Ausschuß be­
raten. Ich habe mir die Mühe gemacht, die 
Ausschußprotokolle des Nationalrates aus 
dieser Zeit nachzusehen und ein bißchen 
genauer zu schauen, und dabei hat sich hera.us­
gestellt, was Sie selbst auch jederzeit nach­
prüfen können, daß wohl an drei Tagen diese 
Materie auf der Tagesordnung stand, da.ß am 
ersten Tage aber nur am Nachmittag ver­
handelt wurde, am zweiten Tag abends von 
18 Uhr 30 bis 19 Uhr 45 und am dritten Tage 
nur am Vormittag von 10 bis 12 Uhr 30. 
(Bundesr at Dr.. G a 8 per s c  h it z: Und w ir 
eine V iertelstunde!) Das waren ihsgesamt 
nimt einmal acht Stunden Beratung über eine 
�esentliche Materie, eine neue Materie, die 
Gesetzeskraft erl�ngen sollte, nidlt über eine 
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Initiative. (Bundesrat B ü r k 1 e: Das von 

Ihnen Vorgelegte wird keine Gesetzeskraft er­
langen, gnädige Frau!) 

Am dritten Tag, als die Verhandlungen 
wiederaufgenommen wurden, stellte ein OVP­
Abgeordneter schon nach kurzer Zeit, nach 
wenigen Minuten den Antrag auf Schluß der 
Debatte. Daß die an diesem Tag zur Ver­
fügung stehende Zeit nicht voll ausgeschöpft 
wurde, daß also ein Antrag auf Schluß der 
Debatte über eine Regierungsvorlage des 
Nationalrates gestellt wurde, in dem entschei­
dende Formulierungen des Gesetzes fehlen, 
das, meine Damen und Herren, wurde Ihnen 
damals als undemokratisch vorgehalten, und 
das macht es auch unglaubwürdig, wenn Sie 
jetzt vom Durchpeitschen einer bloßen Ge­
setzesinitiative sprechen, die zum großen Teil 
nur darin besteht, Verschlechterungen rück­
gängig zu machen, die im Jahre 1967 auf die 
jetzt eben geschilderte Weise durchgeführt 
wurden. 

Aber noch mehr, ich darf Ihnen folgendes 
in Erinnerung rufen: 

Bei den Ausschußberatungen des Jahres 
1967, von denen wir jetzt festgestellt haben, 
daß sie kaum acht Stunden gedauert haben, 
wurde beschlossen, General- und Spezial­
debatte zu trennen, und der Antrag auf Schluß 
der Debatte wurde gestellt, als man in der 
Spezialdebatte erst beim ersten Punkt ange­
langt war. Jeder von Ihnen, meine Damen und 
Herren, weiß, daß Änderungen einer Vorlage 
erst in der Spezialdebatte eingebracht werden 
können, und nun bedeutet also der Antrag 
auf Schluß der Debatte, daß Änderungsvor­
schläge unserer Fraktion überhaupt nicht ein­
gebracht wurden. Es war also mit dem An­
trag, die Diskussion abzuwürgen, der damali­
gen sozialistischen Opposition die Möglichkeit 
genommen, im Ausschuß Abänderungsanträge 
zu stellen. (Bundesrat B ü r k 1 e: Nach acht 
S tunden!) 

Damen und Herren, nicht ja sagen dürfen und 
nicht nein sagen wollen. (Ironische Heiterkeit 
bei der OVP.) 

Noch ein letztes darf ich Ihnen in diesem 
Zusammenhang sagen: Ich habe mir auch das 
Protokoll über die Verhandlungen des Miet­
rechtsänderungsgesetzes im Ausschuß des 
Bundesrates für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten angesehen. Diese Sitzung hat 
am 5. Juli 1967 stattgefunden. Sie hat, meine 
Damen und Herren, ganze 17 Minuten gedau­
ert. Der Herr Berichterstatter, Bundesrat 
Winetzhammer, hat damals beantragt, keinen 
Einspruch zu erheben. Dann haben Sie die 
sozialistischen Vertreter reden lassen, Argu­
mente gegen diese Vorlage vorbringen lassen, 
aber es hat nicht ein einziger Vertreter Ihrer 
Fraktion es der Mühe wert gefunden, auf die 
Argumente gegen die Vorlage einzugehen, 
und ohne daß Sie auch nur das Wort ergriffen 
hätten, wurde damals das Mietrechtsände­
rungsgesetz zum Beschluß erhoben bezie­
hungsweise der Antrag, Einspruch zu erheben, 
abgelehnt. So sind Sie damals bei einer viel 
umfangreicheren, viel wichtigeren Vorlage 
vorgegangen. (Bundesrat Dr. Gas pe r­
sc hit Z: Darüber haben wir genug debat­
tier tl) Aber Sie beschweren sich jetzt, daß 

wir bei einer viel kleineren Änderung (Bun­
desrat. Dr. Gas pe r s chi t z: Das ist eiBe 
sehr wic htige Anderungl), zu der Sie nicht 
einmal sachliche - sachliche I - Abände­
rungsvorschläge vorgebracht haben (Zwischen­
rut des Bundesrates B Ü r k 1 e), an dieser Vor­
gangsweise festhalten, deren Abwicklung in 
der Koordinierungssitzung vereinbart wurde. 
Wir wollten Ihnen also nicht auf diese Ver­
zögerungstaktik hineinfallen. 

Ich darf abschließend sagen: Bei der Debatte 
über das Mietrechtsänderungsgesetz hat der 
damalige sozialistische Abgeordnete und heu­
tige Minister Moser angekündigt, was ich aus 
dem Protokoll des Nationalrates wörtlich zitie­
ren möchte: 

Sie, meine Damen und Herren, hätten die "Aber was wir tun können, tun werde. 
Möglichkeit gehabt, Abänderungsanträge, die und was wir auch von dieser Stelle aus tun, 
Sie stellen wollten, vor allem wegen formaler ist, daß wir den Mietern von Wohnungen 
Mängel, jederzeit zu stellen; Sie schrieen aber und Geschäftsräumen auch von dieser Stelle 
ständig nach Experten. Bundesrat Porges hat aus sagen: Wenn einmal in der Zukunft die 
Ihnen sogar eine Unterbrechung von einein- Sozialisten in diesem Lande so stark werden 
halb Stunden angeboten, um dem Redaktions- . sollten, daß wir das SchicksalOsterreichs in 
komitee - iCh wiederhole das nochmals - unsere Hände nehmen können, dann wird es 
die Möglichkeit zu geben, diese Fehler zu zu unseren vornehmsten und vor allem zu 
korrigieren. Sie haben von dieser Möglichkeit unseren ersten Aufgaben" - ersten Auf­
nicht Gebrauch gemacht, Sie wollten keine gaben! _ "gehören, alle jene unsozialen 
Abänderungen, Sie wollten keine Verhand- Maßnahmen, die Sie bis dahin mit Ihrer Mehr­
lungen, Sie wollten nur ein Alibi, hinter dem heit vielleicht noch durchgesetzt haben wer­
Sie die Tatsache verstecken können (Zus tim- den, soweit wie möglich wieder zu beseiti-
mung bei der SPO - Bundesrat D oktor .. gen. 
Gas per sc h i t  z: Wir wollten mi t Sachver-
ständigen sprechen!), daß Sie zum Antrag Nunmehr haben wir diese Möglichkeit, und 

selbst, wie ich schon gesagt habe, meine nunmehr ergreifen wir diese Initiat�ve. Hätten. 
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Sie, meine Damen und Herren, diese damals 
in aller Form gemadtte Ankündigung eines 
sozialistischen Mandatars so ernst genommen, 
wie sie gemeint war, dann hätten Sie sidt 
nunmehr Ihre wirklidte oder gut gemeinte 
Uberrasdtung ersparen können. (Anhaltender 
Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Der Abänderungsantrag der 
Bundesräte Dr. Seda und Genossen zum Ge­
setzesantrag, betreffend das 2. Mietrechts­
änderungsgesetz, ist genügend unterstützt und 
steht daher mit zur Debatte. 

Als nädtster Redner hat sich Frau Bundesrat 
Egger gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Bundesrat Edda Egger (OVP): Hoher Bun­
desratl Herr Minister! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich habe midt jetzt zu 
Wort gemeldet, nicht um zur Sache zu spre­
chen (Rufe bei der SPO: Ach so!), sondern 
um als Schriftführerin des Ausschusses die 
Erklärung der sozialistischen Fraktion, die 
gerade Frau Dr. Seda verlesen hat, in einem 
Punkt zu beridttigen, über den mir als 
Schriftführerin sicher eine Aussage zusteht. 
In der Erklärung heißt es, Bundesrat Novak 
habe das Protokoll als Beridtterstatter unter­
schrieben. Ich weiß ganz genau: Im Zimmer 
waren nur mehr Herr Bundesrat Novak und 
idt anwesend. Ich habe im Protokoll gesdtrie­
ben: Obmann - Doppelpunkt, und Herr 
Novak hat seine Unterschrift daruntergesetzt; 
richtigerweise, meine Damen und Herren, weil 
er den Aussdtuß als Obmann eröffnet und 
die erste Zeit geführt hat. (Beifall bei der 
OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sidt gemeldet 
Herr Bundesrat Porges. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Porges (SPO): Hohes Haus! Ich 
freue midt, am Beginn meiner Ausführungen 
zwei Feststellungen madten zu können. Die 
erste Feststellung ist, daß die immer so heiß 
begehrte Aufwertung des Bundesrates nun im 
vollen Ausmaß erfüllt worden ist. Der Bun­
desrat - besonders durdt die Initiative, die 
mit diesem Antrag erfolgt ist - -steht also 
seit einiger Zeit im Mittelpunkt des Schein­
werferlidttes der Offentlichkeit, und die Auf­
merksamkeit, die uns Presse, Rundfunk und 
Fernsehen widmen, sind ein sichtbarer Beweis 
dafür. 

Idt freue midt aber auch über noch etwas: 
daß es jetzt nach einigen Stunden der Emotion 
im Ausschuß und heute in diesem Hause 
gelungen ist, nun eine sachliche Beratung des 
Initiativantrages der sozialistischen Fraktion 
herbeizuführen. 

Was wollen wir? Das Mietrechtsänderungs­
gesetz. das im Jahre 1967 beschlossen wurde, 
enthielt und enthält einige Bestimmungen, die 

nach unserer Auffassung weitgehend den 
Interessen jener widersprechen, die zu den 
Benachteiligten der Gesellschaftsordnung, zu 
den Benachteiligten der Konjunktur gehören. 

Es wurde damals beschlossen, den Mietzins 
für Geschäftslokale zuerst auf das Zweifache 
und einige Zeit später auf das Dreifache zu 
erhöhen. Es ist Ihnen, meine Herren von der 
Fraktion der Osterreichisdten Volkspartei, 
ebenso bekannt wie uns, daß gerade diese 
einsdtneidende Bestimmung zu Konsequenzen 
geführt hat, die eigentlich im vorhinein vor­
auszusehen waren. Wir haben damals bei der 
Beratung besonders darauf hingewiesen, daß 
die große Masse der kleinen und mittleren 
Gesdtäftsleute, Werkstätteninhaber und so 
weiter durch diese Bestimmung in einem Aus­
maß betroffen werde, das an den Grundlagen 
ihrer Existenz rütteln werde. 

Idt glaube, meine Damen und Herren, daß 
diese unsere Voraussage. diese unsere War­
nung, die wir damals mit allem ernsten Nach­
druck ausgesprochen haben, leider im vollen 
Umfang eingetroffen ist. Ist es daher wirklich 
so schwer zu verstehen, wenn wir heute einen 
Antrag in diesem Haus einbringen. der dieses 
damals begangene Unrecht, der diesen damals 
begangenen Fehler beseitigen soll? Ist es 
wirklich unverständlich, daß wir Sozialisten, 
die wir die Arbeiter, Angestellten und auch 
einen Teil der Gewerbetreibenden und Kauf­
leute vertreten - das ist ja unleugbar -, 
in deren Interesse heute in das Hohe Haus 
kommen und sagen: Bitte machen wir doch 
einen Fehler, einen Irrtum, der im Jahre 1961 
begangen wurde, gut, und beseitigen wir 
damit jene. zum Teil sogar katastrophalen 
Folgen, die damals als Konsequenz dieser 
Bestimmung eingetreten sind. 

Aber, meine Damen und Herren, nicht nur 
die Lokalinhaber. die Geschäftsinhaber waren 
von dem Gesetz aus dem Jahre 1967 schwer 
betroffen. Und deswegen haben wir auch eine 
zweite Bestimmung in diesem unseren Initia­
tivantrag eingebaut: das ist die unbegrenzte 
Erhaltungspflidtt der Mieter für die Häuser, 
in denen sich ihre Wohnungen befinden. 

Ich bin der Obmann einer Wiener Bezirks­
organisation der Sozialistischen Partei. Ich 
habe in meinem Bezirkssekretariat an zwei 
Abenden in der Woche Sprechstunde. Es ist 
keine Woche vergangen, es ist kein Spredl­
stunden tag vergangen, an dem nicht ein oder 
zwei, manchmal waren es auch mehr, Gewerbe­
treibende und auch Mieter gekommen sind 
und erklärt haben: Wir haben Reparaturen 
in unserem Hause durchführen lassen, die uns 
den 12-, 14- und 16fachen Mietzins bringen. 
In unserem Hause wohnen Rentner, alte 
Rentnerehepaare mit einem nur sehr beschei­
denen Einkommen, die nicht in der Lage sind, 
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diesen nun erhöhten Mietzin.s zu bezahlen. 
Wir haben in einem Falle sogar erfahren, 
daß in einem Wiener Wohnhaus der 28fach.e 
Friedensmietzins begehrt wurde. (Bundesrat 
B Ü r k 1 e: Ist er genehmigt worden, der 
28fache?) Das ist ein Extremfall, ja; aber das 
12-, 14-, 16- und 18fach.e gehört zur Tages­
ordnung. 

Und dann noch etwas. Jene Bestimmung, 
daß der Hauseigentümer den Hauptmietzins 
fünf Jahre aufheben muß, um in diesen fünf 
Jahren anfaHende Reparaturen und Erhal­
tungskosten decken zu können, ersdlien uns 
schon damals zu gering. Wir haben schon 
damals erklärt, mit dieser Bestimmung wer­
den die Mieter ungeheuer hart getroffen, denn 
wir erleben es in Dutzenden und Hunderten 
Fällen, daß die fünf Jahre verstreichen, und 
der zweckbestimmte Hauptmietzins zu keiner 
Reparatur und nicht zur Deckung von irgend­
welchen Erhaltungskosten herangezogen 
wird, sondern daß er dann nadl fünf Jahren 
auf Grund der gesetzlichen Bestimmung in 
das Eigentum des Hauseigentümers übergeht. 
(Bundesrat Dr. Ga s pe r sc h i t  Z: Das steht 
ja schon im alten Mietengesetz!) 

Meine Damen und Herren I Auch diese Be­
stimmung wurde wiederholt in Dutzenden 
von Klagen immer wieder an uns herange­
tragen, und deswegen haben wir auch in die­
sem Antrag begehrt, von dieser Bestimmung 
in Zukunft abzusehen. (Bundesrat Do ktor 
G a s  pe r s chi t z; Damit korrigieren Sie 
nicht das Mietengesetz von 1967, sondern das 
Mietengesetz 1929!) 

Erhaltungsaufgabe, die Erhaltungspflicht der 
Wohnungsmieter, die also an der Erhaltung 
dieses sozialen Gutes interessiert sind, wei­
testgehend überschritten ist. Deswegen, meine 
Damen und Herren, leugnen wir ja nicht die 
Miterhaltungspflicht, aber diese muß irgend­
wo ihre Grenzen haben, die die Belastungen 
tragbar machen. (Bundesrat Dr. Ga s p e r­
s c  hi t z: Das bestimmt das Gerichtl) 

Nicht in allen Häusern wohnen Leute mit 
Monatseinkommen von mehr als 5000 S und 
weit darüber. (Bundesrat Dr. Ga s p e r­
sc h i t  z: Das entscheidet das Gericht nach 
bi lligem Ermessen!) In der großen Masse der 
Wohnungen leben einfache Leute, die das für 
heute errechnete Durchschnittseinkommen von 
4000 S haben. Diese Masse der arbeitenden 
Menschen ist einfach nur unter schwersten 
Entbehrungen, unter Entbehrungen auf ande­
ren Sektoren des Konsums in der Lage, diese 
Belastungen zu ertragen. Deswegen, Hoher 
Bundesrat, haben wir im Hause den Initiativ­
antrag eingebracht. 

Sachverständige, Fachleute. Meine 
Damen und Herren! Glauben Sie, daß wir die­
sen Antrag eingebracht haben, ohne vorher 
mit Sachverständigen und Fachleuten darüber 
geredet zu haben? Ja sogar noch jetzt - das 
galt auch für gestern; Frau Bundesrat Seda 
hat bereits Abänderungsanträge einge­
bracht - stehen wir in ununterbrochener Dis­
kussion mit Fachleuten. (Bundesrat Dr; I r 0: 

So gut war das vorbereitetl) 

Meine Damen und Herren! Wir warten noch 
immer auf Ihre Abänderungsanträge. Sie 

Hoher Bundesrat! Meine Damen und Her- haben bis jetzt nicht einen einzigen Abände­
ren! Ich glaube, daß wir mit diesem Initiativ- rungsantrag eingebracht. 
antrag eine wirklich soziale Pflicht erfüllen. Wir waren ja im Ausschuß bereit - mein 
Wir sind einmal der Meinung, und das trennt Antrag auf Unterbrechung der Sitzung beweist 
uns vielleicht von der Osterreichischen Volks- dies -, Ihnen Zeit zu geben. Sie mögen sagen, 
partei, daß die Wohnung keine Ware ist. eineinhalb Stunden wären zuwenig gewesen. 

Die Auffassung, die Wohnung sei eine 
Ware, deren Preis sich wie der jeder anderen 
Ware nach Angebot und Nachfrage bestimmt, 
teilen wir Sozialisten nicht. Ich könnte aus 
den ersten Parteiprogrammen und allen ande­
ren Programmen der sozialdemokratischen 
Arbeiterbewegung zitieren, in denen immer 
wieder betont wird, daß die Wohnung nun 
einmal ein soziales Gut ist. (Ruf bei der avp: 
Das sagen auch wir!) 

Wir nehmen den Standpunkt ein, daß die 
Erhaltung des Hauses eine Angelegenheit 
auch - audl! - derer ist, die dieses soziale 
Gut genießen. Meine Damen und Herren! Sie 
müssen mir doch zubilligen, daß dann, wenn 
das innerhalb von fünf Jahren nicht geschieht, 
daß dann, wenn in den Verhandlungen bei 
der Mietenkommission der 12-, 14-, 16- und 
18fiime MietZins festgesetzt wird, damit die 

Ja, bitte, meine Damen und Herren, das wäre 
kein Streitgegenstand gewesen. Wir hätten 
auch mehr konzediert, wir hätten auch konze­
diert, die Neuberatungen gestern vorzuneh­
men, wenn Sie nicht Ihr Veto gegen die Nicht­
einhaltung der Aufliegefrist von 24 Stunden 
erhoben hätten. 

Wir haben Ihnen also alle MöglichkeiteIi 
geboten, alle Brücken gebaut, um zu einer 
einvernehmlichen Lösung zu gelangen. (B un­
desrat Dr. Ga s pe r s ch i t Z: Binnen 
24 Stunden!) 

Wenn also im Jahre 1967 behauptet wor­
den ist, daß das damalige Mietrechtsände­
rungsgesetz eine Änderung der skandalösen 
Zustände auf dem Gebiete der Wohnungswirt­
schaft herbeiführen werde, dann muß ich 
sagen: Die auf dem Gebiete der privaten 
Wohnungswirtschaft bestehenden Tatsachen 
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sprechen dagegen, sprechen dafür (Ruf bei der 
OVP: Was je tz t: dagegen oder dafür?), daß 
sich diese Hoffnung nicht erfüllt hat. 

Man hat damals auch versprochen, daß mit 
dem Gesetz aus dem Jahre 1961 die Forde­
rungen nach Wohnungsablösen aufhören 
werden. Lesen Sie bitte morgen, übermorgen 
(Bundes rat lng. Gas s n e r :  Die "Arbei ter­
Zei t ung"!) die Zeitungen beziehungsweise 
deren Inseratenteile, und Sie werden sehen, 
welche Ablösen verlangt werden. 

Ich muß also feststellen, daß sich nur auf 
dem öffentlichen und gemeinwirtschaftlichen 
Sektor des Wohnungsbaues tatsächlich posi­
tiv zu bewertende Ereignisse vollzogen haben. 
Dafür ist der Stadt Wien, den Baugenossen­
schaften und allen jenen zu danken, die sich 
bemüht haben, im Einvernehmen mit der 
Mieterschaft und unter Berücksichtigung des 
Einkommens und der Kaufkraft dieser Mie­
terschaft Wohnraum zu schaffen. Die Wohn­
bauten, die heute vor uns stehen, sind stei­
nerne Zeugen für dieses unser gelungenes 
Bemühen. 

Ich hätte jetzt an Sie, meine Herren, einen 
Appell zu richten, einen Appell vor allem 
an den Herrn Generalsekretär des Wirtschafts­
bundes, der leider nicht im Hause weilt. Vor 
allem ihm muß doch bekannt sein, daß die 
Mietrechtsänderung des Jahres 1961 gerade 
in den Kreisen der von ihm vertretenen klei­
nen Kaufleute und Handwerker außerordent­
lich katastrophal gewirkt hat. Ist es zuviel 
verlangt, wenn ich Sie bitte - Sie müßten 
natürlich einen Beschluß fassen, Sie müßten 
Ihren Beschluß ändern und den Klubzwang 
aufheben -, sich vielleicht doch mit unseren 
Argumenten zu beschäftigen? 

Denn sicher ist, daß uns zwei Vorwürfe 
nicht treffen. Der eine Vorwurf ist der der 
Lizitation. Ich möchte die heutige Debatte 
ohne Emotionen ausgehen lassen. lizitatio­
nen? Ich könnte Beispiele aus der jüngsten 
Zeit anführen, in der Lizitationen, allerdings 
nicht von uns, vorgenommen wurden. 

Nun wurde behauptet: Diese Sozialisten 
haben das jetzt nur deswegen eingebracht, 
weil in Wien die Wahlen vom 4. Oktober 
vor der Tür stehen. (Bundesrat B ü r k 1 e: 
War um denn .sons t?) 

Heute ist dem Herrn Dr. Gasperschitz ein 
unfreiwilliges Geständnis "entfallen". Ich 
madle Ihnen daraus keinen Vorwurf. (Bundes ­
rat B ü r k 1 e :  EI würde ihn aushal ten!) Es 
gibt bei jedem Menschen solche Fehlleistun­
gen. Er sagte: Für die Sozialisten ist das nur 
ein Wahlzuckerl. - Wirklich? Ist das Gesetz 
so gut, daß wir es in der Wahlwerbung ver­
wenden können? (Bundesrat Dr. Ga.s pe r-
8 ch i t z :  Ich habe gesag t: Ein Wahlz uckerl, 

das nich t z u  genießen is t! Es is t nich t genieß­
bar! Nur die Verpackung is t schön!) Ist das 
wirklich ein Wahlzuckerl, Herr Doktor? Ich 
mache Ihnen daraus keinen Vorwurf. Solche 
Fehlleistungen, solche Ausrutscher können 
jedem Menschen, auch dem erfahrensten Parla­
mentarier passieren. Der Gegner darf nicht 
daraus schließen, ihn deswegen verurteilen zu 
dürfen. 

Meine Damen und Herren! Ich darf abschlie­
ßend sagen: Es war keine Uberraschung für 
Sie, daß wir diesen Antrag eingebracht haben; 
er steht nämlich in unserem Wahlprogramm 
aus der Zeit vor dem 1. März. Wir haben in 
der Wahlwerbung den Wählern und Wähle­
rinnen erklärt: Wenn ihr uns die Möglich­
keit gebt, eine sozialistische Regierung zu 
bilden, so· wird es zu ihren ersten Aufgaben 
gehören (Ruf bei der OVP: Die Sonders te uern 
aufz uheben!), die österreichische Mieterschaft 
von diesen Belastungen zu befreien. (Bundes ­
rat Dr. G as p eIS ch i t z :  Sie g lauben ja 
selbs t nich t, daß das Gese tz wird!) 

So wie ich Ihnen nicht unterstelle, daß Sie 
heute mit der Geschäftsordnungsdebatte viel­
leicht nur Verzögerungen herbeiführen woll­
ten - nein, keineswegs, Sie meinen es ernst, 
meine Herren -, unterstellen auch Sie uns 
nicht, wir hätten diesen Antrag als einen der 
ersten unserer sozialistischen Regierung auf 
jeden Fall einmal eingebracht! 

Daß das Urteil des Gerichtshofes dazwi­
schengekommen ist, das uns - nicht zu unse­
rem Vergnügen und auch nicht zu Ihrem Ver­
gnügen - nun zwingt, in drei Wiener Wahl­
kreisen Neuwahlen durchzuführen, daran sind 
wir nicht schuld. Aber wir hätten diesen An­
trag als einen der ersten unserer Regierungs­
tätigkeit auf jeden Fall eingebracht. (Bundes ­
rat DI. Gas p eIS ch i t z :  AbeI im HeIbs t!) 
Und was wir den Wählern vor dem 1. März 
versprochen haben, meine Damen und Her­
ren, das müssen wir und werden wir halten! 
(Beifal l bei der SPO.) 

Ich darf Sie also bitten, meine Damen und 
Herren, die sachlichen Beratungen heute wei­
ter ohne Emotionen zu führen. 

Wenn gesagt wurde, Sie hätten ja keine 
Möglichkeit gehabt, so habe ich heute Gele­
genheit gehabt, Ihren Parteivorsitzenden zu 
fragen: Herr Doktor, nennen Sie mir eine 
Gesetzesvorlage, die auf dem Wege von der 
Einbringung bis zur Beschlußfassung nicht 
geändert worden wärel Das wird auch bei 
dieser Vorlage der Fall sein. (Zwischenr ufe 
des Bundesrates lng. Gas s n e I.) Die ersten 
Änderungen\ haben wir heute bereits einge­
bracht, und auf dem Wege bis zur Beschluß­
fassung haben Sie und Ihre Fachleute nodl 
reichlich Gelegenheit, Ihre Argumente dage-
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gen vorzubringen. (Bundesrat Dr. Gas p e r­
B chi t Z: Also ist das heute nur Schaum­
schlägereil) Trotzdem bitte ich Sie, dem von 
uns eingebrachten Antrag vielleicht doch nicht 
Ihre Zustimmung zu versagen. (Beifal l bei der 
SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich. weiter 
gemeldet Herr Bundesrat Bürkle. Ich erteile 
es ihm. 

Leute, für junge Ehepaare ausgewirkt hat. 
Die Osterreichisdle Volkspartei aber hat es 
aus der Erkenntnis der Wichtigkeit gesunden 
Wohnraumes nicht bei diesem Schritt bewen­
den lassen, sie hat versudlt,durch das Woh­
nungsverbesserungsgesetz den zum Teil sogar 
noch sehr wertvollen Althausbestand zu ret­
ten. Das Mietrechtsänderungsgesetz des Jah­
res 1967 ist noch verhältnismäßig jung und 
hat trotzdem - ich habe es bereits gesagt -

Bundesrat Börkte (OVP): Herr Vorsitzen- eine recht segensreiche Wirkung gezeitigt. 

der I Herr Minister I Hohes Haus! Meine sehr Aber das Entscheidende, was die OVP ge­
geehrten Damen und Herren! Der Herr Bun- tan hat, ist nach meiner Auffassung, daß sie 
des rat Porges hat heute hier so viel davon das Wohnbauförderungsgesetz 1968 geschaf­
gesprochen, daß. "dabei nur Emotion im fen hat. Sie ist nicht im Alten verharrt, son­
Spiele" sei. Zu der gleichen Meinung müßte dem sie wollte verbessern und vor allem das 
man kommen, wenn man ihn gehört hat und Bauen fördern - was sie auch getan hat. Das 
seine Rede überdenkt, weil darin nur von waren die Ziele der Politik der OVP ganz 
Emotion die Rede war, nicht aber von sach- besonders gerade in der Zeit der Alleinregie-
lichen Argumenten. rung. 

Meine Damen und Herren! Im Jahre 1917 Meine Damen und Herren! Wir geben zu, 
wurde' aus der Not der Zeit und damals mit daß der erste Schritt in der Richtung auf Auf­
Recht und Beredltigung das Mietengesetz ge- lockerung des Mietengesetzes manchmal sogar 
schaffen, dessen Lebensdauer damals niemand auch Härten mit sidl gebracht hat. Derjenige, 
vorauszusagen wagte. Fast 50 Jahre hat es der von dem Gesetz betroffen ist, findet selbst­
in Osterreich beinahe unverändert bestanden, verständlich jede, auch eine geringe Erhöhung 
obwohl in allen anderen Ländern Europas die seiner Verpflichtung als Härte. Wenn jemand 
zur Plage gewordene Wohltat bereits abge- zum Beispiel, ich nenne jetzt einen kleinen 
schafft war. In Osterreich aber konnte man Gewerbetreibenden, für seine kleine Werk­
an diesem Gesetz nicht rütteln, weil die SPO stätte vor etwa 18 Jahren 200 S bezahlt hat 
und ihre Vorgängerin, die Sozialdemokrati- und er müßte heute 800 S bezahlen, wird er 
sche Partei, aus rein dogmatisdlen und vor sagen: Das ist für mich eine Härte, weil ich 
allem aus parteitaktischen Erwägungen ein- plötzlich statt 200 S 800 S bezahlen muß. Wenn 
fach nicht bereit waren, auch nur der gering- er aber bedenken würde und wir auch beden­
sten Änderung oder Lockerung zuzustimmen. ken würden, daß 200 S vor 18 Jahren gar 

Auch heute wurde hier von Herrn Bundes-
nicht viel weniger sind als etwa heute und im 
Jahre 191 1 800 S, so müßte man sagen, daß 

rat Porges wieder das Dogma verkündet, daß bei objektiver Bewertung dieser Erhöhung 
Wohnung etwas sei, auf das der Mensch ein- eine solche Belastung nicht unzumutbar ist. 
fach einen Anspruch habe und das quasi nichts 
kosten dürfe (Bundesrat W a 1 1 y: Das ist Das Unglück an dieser ganzen Geschichte 
nicht gesagt w orden!), obwohl heute auch der ist, daß die Ausgangsbasis völlig falsch ist. 
härteste SPO-Dogmatiker wissen müßte, daß Der Friedenskronenmietzins ist doch ei gent­
es im Leben einfach nichts gibt, für das man lich eine völlig willkürliche, müßte man fast 
nicht bezahlen muß. Das war die bisherige sagen, auf die Gegebenheiten in keiner Weise 
und ist auch die heutige SPO-Praxis. Auch Rücksicht nehmende Ausgangsbasis. 
wir wissen, daß die Wohnung etwas ist, für Ich habe mir sagen lassen, daß es in Wien 
das man bezahlen muß. Wir wissen aber auch, heute Geschäftslagen gibt mit niedrigen Mie­
daß sie eine soziale Funktion hat, und haben ten, weil der Friedenskronenmietzins ganz 
daher in unserem Wohnbauförderungsgesetz niedrig war, weil das damals, als dieser 
1968 denjenigen, die nicht in der Lage sind, Friedensmietpreis festgelegt wurde, ein Ge­
aus eigenem Einkommen eine entsprechende biet war, das geschäftlich uninteressant gewe­
Wohnung zu mieten und zu erhalten, die sen ist, und daß es andere Gebiete gibt, die 
Mietzinsbeihilfe verschafft. Wir haben sie ein- heute noch einen geringen Mietzins zahlen. 
geführt I Es gibt aber auch Gebiete, die noch in der 

Meine Damen und Herren! Erst das Miet- Monardlie geschäftlich hochinteressante Ge­
rechtsänderungsgesetz der Osterreichischen biete waren, daher einen hohen Friedensmiet­
Volkspartei hat die erste und, ich gebe zu, zins hatten und deshalb heute durch die 
nur sehr leichte Lockerung des völlig erstarr- Valorisierung in eine Höhe hinaufgeraten, die 
ten Mietengesetzes gebracht, eine Lockerung, - schwer tragbar ist, vor allem wenn sich in 
die sich, und das ist unbestreitbar, im all- diesen Gebieten die Geschäftslage ganz gewal­
gemeinen segensreic:h gerade für die jüngeren tig versc:hlechtert hat. 
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Ich gebe auch zu, daß es Fälle gibt, bei 

denen gerade bei den § 7-Angelegenheiten 
echte Härten entstanden sind, das ist unbe­
stritten. Aber, nun frage ich, meine Damen 
und Herren: Was tut die SPO, um diese zu­
tage getretenen Härten zu beseitigen? Sie kur­
belt einfach das Rad der Geschichte zurück 
und sagt: Es wird der alte Zustand wieder­
hergestellt. Das ist zwar nicht wahr, denn 
das Gegenteil ist nämlich der Fall: das Ge­
setz bringt für die Mieter viel größere Härten 
als die bisherige Regelung. Es werden nämlich 
aus den Mietern Delogierte werden. 

Diese SPO denkt einfach nicht darüber nach, 
wie man Härtefälle hätte beseitigen können, 
ohne daß man das Rad der Geschichte zurück­
dreht. Man geht weiter den Weg, den man 
seit 50 Jahren konsequent gegangen ist: man 
überlaßt den Althausbestand einfach dem Ver­
fall. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Sie könnten mich 
mit Remt fragen, was es für Möglichkeiten 
gäbe, den Härten zu begegnen, die aufgetre­
ten sind. Ich will nur beispielsweise, ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben, 
einige dieser Möglichkeiten aufzählen. Da 
wäre einmal die Möglichkeit gewesen, dar­
über nachzudenken, wie man das Wohnungs­
verbesserungsgesetz verbessern könnte, um 
allfällige Härten gerade bei den § 7-Fällen 
auszus.chalten. 

Eine weitere Möglimkeit wäre die weitere 
Förderung der Sanierung des Althausbestan­
des aum durch die Gemeinde Wien, die 
allerdings ihre Förderungsmaßnahmen einge­
stellt hat, als das Wohnungsverbesserungs­
gesetz von der OVP gesChaffen wurde. 

Eine dritte Möglichkeit wäre die Ausdeh­
nung der im Wohnbauförderungsgesetz 1 968 
enthaltenen Mietzinsbeihilfe allenfalls auf 
Fälle des § 7 unter bestimmten Voraussetzun­
gen. Darüber müßte man nachdenken. 

Und das Entscheidende, was man hätte tun 
müssen, anstatt Versprechungen zu machen: 
Mehr Wohnungen bauen als bisher, und eben 
diese Versprechungen einlösen, die man im 
Wahlkampf gegeben hat. (Beifall bei der 
OVP.) Dann könnte man die armen vom § 7 
betroffenen Mieter aus diesen Wohnungen 
herausnehmen und in die billigeren, schöne­
ren und guten Wohnung.en der Gemeinde 
Wien einweisen. Aber diese Gemeinde Wien, 
in der der größte Teil der mietengeschützten 
Wohnungen Osterreichs liegt, streicht die 
1 20 Millionen Sdlilling, die sie vorber für die 
Verbesserung des Althausbestandes ausgege­
ben hat. Allein aus dem Zins der gehorteten 
Wohnbau-Milliarde der Gemeinde Wien 
könnte man jährlich hundert Wohnungen 
bauen. Das tut die Gemeinde aber nicht. Sie 

stopft damit ihre Budgetlöcher, wie zum Bei­
spiel einen Teil des Riesenloches der Ver­
kehrs betrie be. 

Wenn die Vorschläge des Herrn Bauten­
ministers wahr werden, nämlich die öffent­
lichen Mittel bei der Wohnbauförderung zu 
kürzen, mehr Selbstbeitrag zu verlangen, dann 
wird mit den Versprechungen, die vor der 
Wahl abgegeben wurden, in Wirklichkeit 
nichts. 

Man hätte noch etwas tun können : Mit 
Hilfe des Wohnbauverbesserungsgesetzes 
kann man Kleinwohnungen zu größeren Woh­
nungen für Familien zusammenlegen. Die 
Gemeinde Wien hätte dazu die MögliChkeit 
gehabt - das Wohnungsproblem ist ja im 
entscheidenden ein Wiener Problem -, die 
Mieter aus den Althäusern, die in der Regel 
Kleinwohnungen bewohnen - in der Regel 
handelt es sich, wie heute schon gesagt wurde, 
um ältere Ehepaare, um Rentner oder oft auch 
um Alleinstehende -, in viel bessere Klein­
wohnungen - und an Kleinwohnungen man­
gelt es der Gemeinde Wien ja nicht - zu 
übernehmen. Damit wäre den Betroffenen viel 
soziale Härte erspart geblieben. (Bundesrat 
Be d n a  r :  Das wissen Sie so genau!) Ja, so 
genau weiß ich das, weil es die Wahrheit ist. 
(Weitere Zwischenr ufe.) 

Das von der OVP geschaffene Mietrernts­
änderungsgesetz hat auch noch eine andere 
Bestimmung enthalten, nämlich die, daß kündi­
gungsgeschützte Wohnungen aus dem Kündi­
gungsschutz herausfallen, wenn eine solche 
Wohnung durch Tod oder durch einen anderen 
Grund frei geworden ist und wenn sie binnen 
drei Monaten neuvermietet wird. Es ist inter­
essant, zu beobachten, daß Sie gegen diese 
damals eingeführte Bestimmung gar nichts 
einzuwenden haben, weil diese Bestimmung 
auch der Gemeinde Wien recht gut gepaßt 
hat. Da wird in der Vorlage nichts darüber 
ausgesagt. 

Eine ganz andere und meiner Auffassung 
nach wichtige Folge, ja einen Erfolg hat das 
Mietrechtsänderungsgesetz auch dadurch ge­
habt, daß die Erkenntnis in weiten Kreisen 
der Bevölkerung, vor allem auch der Jugend, 
Platz gegriffen hat, daß Wohnungen einfach 
Geld kosten - was ich eingangs schon gesagt 
habe - genauso wie jedes andere Gut 
und jede andere Leistung auf der Welt. Und 
daß wir diese Härte, die vielleicht mit dieser 
Tatsache verbunden ist, gemildert haben, ist 
das Verdienst des Wohnbauförderungs­
gesetzes der OsterreiChischen Volkspartei. 
(Beifall bei der OVP.) 

Nun aber bin ich bei dem Entscheidenden, 
worum es bei Ihrer Vorlage heute geht, meine 
Damen und Herren. Dieser Gesinnungswandel 

294. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 11 von 19

www.parlament.gv.at



7866 Bunde81'at - 294. Sit�Ung - 17. Juli 1970 

Bürkle 

dem ganzen Wohnungsproblem gegenüber 
und vor allem auch der dadurch hervorge­
rufene Trend zur Eigentumswohnung paßt 
Ihnen nicht, ist Ihnen ein Dorn im Auge. Sie 
wollen den abhängigen Mieter haben, so wie 
Sie es durch 50 Jahre hindurch zu prakti­
zieren v·ersucht haben. Daß Sie sich in den 
Erläuternden Bemerkungen, Herr Bundesrat 
Porges, die übrigens der Vorlage, die im 
Ausschuß beschlossen wurde, wieder nicht 
beigeheftet sind - eine weitere Schlam­
perei -, nun als die Schützer der Kleinge­
werbetreibenden aufspielen und hier mit 
Emotion verkünden : Diese Armen, die da 
zu Herrn Bundesrat Porges gelaufen kommen 
und ihm vorjammern, daß sie das nicht mehr 
ertragen können!, ist eigentlich wirklich der 
Gipfel ! Da greift man sich an den Kopf. 

Sie, gerade Sie und Ihre Fraktion, die dafür 
Sorge tragen, daß in den Gemeindebauten 
kein selbständig Erwerbstätiger, Handwerker 
oder Kaufmann unterkommt, sondern daß nur 
die Konsumgenossenschaften - ein nach 
meiner Auffassung monopolkapitalistisches 
Unternehmen - Geschäfte eröffnen können, 
spielen sich als die Vertreter der kleinen 
Gewerbetreibenden auf. (B undesrat K 0 u b a: 
Sind wir auc h!) Man kann nur noch 
lachen. (Beifall bei der OVP.) Sie, meine 
Damen und Herren, die den großen Konsum 
beherrschen und Warenhäuser, Einrichtungen, 
die ganz sicher nicht zum Schutz oder zur 
Förderung der kleinen Gewerbetreibenden 
und Kaufleute geschaffen sind, Sie treiben 
nach meiner Meinung echten Spott mit den 
Interessen der kleinen Leute. (Erneu ter Bei ­
lal l bei der OVP.) 

Und das Unehrliche an der ganzen Aktion, 
Herr Bundesrat Porges, ist auch der ganze 
Zeitplan. Sie wissen ganz genau, so gut wie 
jeder, der hier sitzt, daß diese Initiative vor 
dem 4. Oktober 1970 gar keine Chance hat, 
etwa Gesetz zu werden. Das ist Ihnen aber 
völlig wurscht. Ich weiß das. (B undesrat 
W a 1 1  y: Sie haben aber A usdrü cke!) Sie 
wollen ja gar nicht helfen, sonst hätten Sie 
sich andere Möglichkeiten ausgedacht und 
auch gehabt, Sie wollen einen Wahlschlager. 
Es steht doch bereits in Ihren Zeitungen die 
große Lüge - was derzeit gar nicht wahr 
ist -: "Die Mieten werden billiger !"  Das 
wollten Sie sagen, und das ist der Sinn dieses 
Antrages. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Das heutige Vorgehen paßt wunderbar zur bis­
herigen Politik dieser Minderheitsregierung. 
Versprechen, nichts halten, reden, Kommis­
sionen bilden, denen man einen Maulkorb 
umhängt, keine Taten setzen. Propaganda, mit 
dem Ziel, aus der verzweifelten Rolle der 

Minderheitsregierung herauszukommen. (Bei­
lal l bei der OVP.) 

Sie treiben ein frivoles Spiel. Obwohl Sie 
wissen - Dr. Gasperschitz hat Ihnen das als 
Jurist und nach Rücksprache mit Richtern, die 
derartige Fälle behandeln, sehr deutlich 
gesagt -, daß Sie ein Demolierungs- und 
Delogierungsgesetz einbringen und daß Sie 
mit dem geplanten Gesetz der Bodenspekula­
tion im Interesse einiger in Ihrer Hand be­
findlichen Unternehmungen und der Gemeinde 
Wien Tür und Tor öffnen, beschließen Sie 
dieses Gesetz mit Ihrer Mehrheit. (B undesrat 
W a l l y: Wir besc h ließen ja kein Gese tz!) 
Auf Kosten der kleinen Leute. Eine Initiative. 
(B undesrat W al l  y: Das is t e twas ganz 
anderes!) Sie wollen doch haben, daß es ein 
Gesetz wird. (B undesrat W a l l y: Selbs tver­
s tänd lich!) Nun also. - Auf Kosten der 
kleinen Leute, die delogiert werden und die 
Sie zu schützen vorgeben ! Um die Mieter 
scheren Sie sich nicht. Ihnen geht es, meine 
Damen und Herren, um die Macht, das mar­
xistische Prinzip, allen Hausbeitz in Ihre Hand 
zu bekommen und über den Menschen zu 
herrschen. (Zwischenr ule bei der SPO.) 

Sie reden immer dann von Fortschritt 
das ist bei Ihnen Mode -, wenn Sie die 
Probleme der Gegenwart nicht zu bewältigen 
vermögen. Und Sie vermögen einfach nicht 
dieses Problem zu lösen, weil Sie noch immer 
am alten, wirklich längst widerlegten Mar­
xismus festhalten. (Beifall bei der OVP. -
B undesrat Dr. S k o t t o n: Das is t eine al te 
Walz'n!) 

Transparenz heißt das vom Herrn Bundes­
kanzler vor einiger Zeit geprägte Mode­
wort. Es trifft in diesem konkreten Fall bei 
Ihrer Initiative den Nagel auf den Kopf. 
Transparenz ist im konkreten Fall tatsächlich 
vorhanden. Ihre Aktion ist so durchsichtig, 
daß ein Blinder sehen müßte, was Sie wollen. 
(Beifall bei der OVP.) Nämlich einen Wahl­
schlager für den 4. Oktober 1970 zum Nachteil 
einer von der OVP im Interesse des ganzen 
Volkes eingeplanten Entwicklung. (B undesrat 
Dr. S k o t  t o n:  Im Interesse der Hausherren!) 
Das stört Sie aber nicht, weil für Sie nicht die 
Frage ist - und jetzt zitiere ich Pittermann -: 
"Was nützt diese Sache dem österreichischen 
Volk?", sondern bei Ihnen nur die Frage zur 
Debatte steht: "Was nützt es der Sozialisti­
schen Partei?" 

Dieses frivole Spiel mit den Interesssen der 
kleinen Leute, das macht meine Fraktion ein­
fach nicht mit. Man hätte mit uns über eine 
Novellierung des Wohnungsverbesserungs­
gesetzes mit dem Ziel, Härten zu beseitigen, 
absolut reden können. Nicht in Wahlkampf­
atmosphäre ! Diese Ihre Initiative aber lehnen 
wir als schlecht vorbereitet, nicht durchdacht, 
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als. ein typisches - ich zitiere noch einmal 
Pittermann - Husm-Pfusch-Gesetz, das sich 
gegen die kleinen Leute rimtet, mit aller 
Entschiedenheit ab ! (Lebhalter Beifall bei der 
OVP. - Zwischenrufe bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat skh 
weiter Frau Bundesrat Hanzlik. Ich erteile es 
ihr. 

Bundesrat Hella Hanzlik (SPO) : Sehr ge­
ehrte Damen und Herrenl Hohes Haus ! Wir 
haben jetzt eine sehr interessante Viertel­
stunde erlebt. Sehr geehrter Herr Kollege 
Bürkle, daß Sie es immer so lächerlich finden, 
wenn man zu Ihren Debattenreden auch etwas 
zu sagen hat, bringt mich zur Uberzeugung, 
daß Sie zwar versuchen, Ihre Ausführungen 
mit Material und Argumenten zu beweisen 
und zu zeigen, wie richtig Ihre Stellungnahme 
ist, daß Sie es aber dann doch nicht wirklich 
so ernst meinen, denn alle diese Dinge sind 
viel ernster, als Sie, sehr geehrter Herr Kol­
lege Bürkle, heute hier darzustellen versucht 
haben. Für die Sozialisten bedeutet es weder 
eine Dogmatik noch eine Partei taktik, zu die­
sen Gesetzen in dieser Form Stellung zu neh­
men. Wenn Sie die Geschichte der sozialisti­
schen Arbeiterbewegung kennen würden, wür­
den Sie eine ganz andere Auffassung bekom­
men, und Sie würden sehen, daß wir schon am 
Beginn dieses Jahrhunderts . . . (Bundesra t 
B ü r k 1 e: Sie schauen schon wieder zurück, 
gnädige Frau!) Ich schaue nicht zurück, aber 
das, was wir heute erleben, wenn wir durch 
die Straßen Wiens gehen, zwingt uns dazu, 
zu sagen, daß es das "gute" alte Erbe ist, 
für das wir jetzt geradestehen müssen und 
wofür wir gar nichts können; weil wir 
das aus den Händen Ihrer Vorgänger 
übernommen haben. Das ist eine Tatsache, und 
deshalb müssen wir uns noch fünfzig oder 
siebzig Jahre nachher mit diesen Dingen aus­
einandersetzen. 

Wenn Sie sagen, daß das Mietrechts­
änderungsgesetz 1967 so segensreiche Wir­
kungen gezeigt hat, möchte ich doch fragen, 
worin diese Wirkungen bestehen. Ich werde 
Ihnen beweisen, Herr Bürkle, daß wir mit 
ganz anderen Wirkungen zu rechnen haben, 
wie wir in unserem Alltagsleben sehen. 

Wenn Sie sagen, daß es auch andere Mög­
lichkeiten gegeben hätte, sind wir ja einer 
Meinung. Wir sind auch für die Sanierung 
des Althausbestandes. Aber Sie haben in Ihrer 
ganzen Rede nicht mit einem Wort auf eine 
Forderung hingewiesen, die wir schon seit 
fünfzig oder mehr Jahren stellen, daß man 
nämlich endlich aufhören müsse, mit dem 
Boden zu spekulieren, und daß wir endlich 
einmal ein anständiges, modernes BOden;. 
beschaffungs- und Assanierungsgesetz brau-

chen. Das ist der Schlüssel zur Lösung dieses 
Problemsl (Beifall bei der SPO.) 

Ich möchte auf das energischeste protestie­
ren, daß Sie heute sagen, die SPO treibe Spott 
mit den armen Leuten. (Bundesrat B ü r k I e :  
Das tun Sie, weil Sie ein Del ogierungsgesetz 
machen!) Herr Bürkle, ich möchte Sie gerne 
fragen : Warum haben wir dann am 1. März 
eine so große Niederlage der OVP erlebt? 
Wo suchen die armen Leute Schutz in diesem 
Lande, wer sind die Vertreter und die Für­
sprecher der Interessen dieser armen Leute? 
Das sind, wie es einmal war und wie es 
heute noch ist, die Sozialisten; das hat der 
1. März bewiesen. (Beifall bei der SPO.) 

Wenn Sie, Herr Bürkle, so um jene Mieter 
besorgt sind, die delogiert werden, wenn wir 
heute diese Gesetzesnovelle hier einbringen, 
dann möchte ich Ihnen sagen: Wissen Sie, 
an wen sich diese armen Mieter wenden, 
wenn sie von den Hausherren, die angeblich 
ein so gutes Herz haben, delogiert werden? 
Sie wenden sich an die Gemeinde Wien, weil 
es noch niemals einen Hausherrn gegeben 
hat, der gesagt hätte : Ich ziehe deshalb die 
Delogierung des Mieters zurück. - Das ist 
die vVahrheit, die Sie nicht zur Kenntnis 
nehmen wollen: daß sich die delogierten 
Mieter noch immer an die Gemeinde Wien 
gewendet haben und die Gemeinde Wien für 
diese Leute noch immer einen Ausweg ge­
funden hat. 

Soviel also, Herr Kollege Bürkle, zu Ihren 
Ausführungen. Ich habe aber natürlich auch 
ein paar Bemerkungen zu dieser Gesetzes­
novelle zu machen. 

Als vor drei Jahren im Juli 1 967 - alles 
das ist selbstverständlich heute auch schon 
angeklungen - das Mietrechtsänderungs­
gesetz in aller Eile beschlossen wurde, waren 
es die sozialistischen Abgeordneten im Par­
lament und hier im Bundesrat, die sehr be­
gründet dagegen Einspruch erhoben und ver­
sprochen haben, bei einer Änderung nach den 
nächsten Wahlen dafür zu sorgen, daß alle 
jene gesetzlichen Maßnahmen, die zu einer 
Verschlechterung der Mietensituation führen, 
rückgängig gemacht werden. Das ist eine Ver­
pflichtung, der wir jetzt nachkommen. Wir 
hatten damals viele Verbündete, die mit Recht 
ebenfalls dagegen Stellung nahmen. Wir 
hatten als Verbündete die Hunderttausende 
Mieter, die in die Tausende zählenden kleinen 
Geschäftsleute und Gewerbetreibenden, den 
Osterreichischen Gewerkschaftsbund, die Ar­
beiterkammern und zwei anerkannte Familien­
organisationen. Der Osterreichische Familien­
bund und der Katholische Familienverband 
lehnten das Mietrecbtsänderungsgesetz global 
ab, ohne überhaupt auf einzelne Bestimmun­
gen einzugehen. Sie können diese Stellung-
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nahme in der Zeitschrift "Familie", Nr. 66, 
nachlesen, wenn Sie meinen Ausführungen 
nicht Glauben schenken sollten. (Bunde srat 
B Ü r k 1 e: Die Verbände machen eben manch­
mal eine eigene P oliti k!) 

Nun ist vieles davon eingetroffen, was die 
Sozialisten vorausgesagt haben, sowohl was 
die freie Zinsvereinbarung als auch was die 
Ablösen betrifft. Es gibt täglich in den Zei­
tungen viele Angebote auf dem Wohnungs­
markt, und wir sind gar nicht verwundert 
darüber, daß nicht nur stark erhöhte Mieten, 
sondern in den meisten Fällen auch hohe 
Ablösen verlangt werden. Das Mietrechts­
änderungsgesetz konnte das nicht verhindern. 
Da nützte auch der Appell des Osterreichi­
schen Haus- und Grundbesitzerbundes an die 
Hausherren nichts. 

Ich habe hier eine Zeitung vom 14. Juli, 
in der über hundert Wohnungen mit hohen 
Ablösesummen und mit hohen Mieten ange­
boten werden. Weil man aber "Ablösen" nicht 
mehr sagen darf, steht darüber jetzt überhaupt 
nichts mehr, es steht nur 50.000 S, 60.000 S und 
soundsoviel Miete. So wird dieses Gesetz 
umgangen. (Bunde srat B ü l k 1 e: Da s wird 
sich aufhören, wenn ein größere s Angeb ot  an 
W ohnungen da i st/) 

Den Appell des Hausbesitzerbundes an die 
Hausherren möchte ich Ihnen aber doch noch 
zitieren. Es heißt dort: "Durch die Zulassung 
freier Zinsvereinbarungen ab 1. Jänner 1968 
für neuvermietete Mietobjekte hat die bisher 
übliche Ablöse wegzufallen. Neben dem frei 
vereinbarten Mietzins ist für die Ablöse kein 
Platz. Die Hausbesitzerorganisation steht auf 
dem Standpunkt, daß die Wohnungsgesetz­
gebung noch weiter nach marktwirtschaft­
lichen Grundsätzen ausgebaut werden muß. 
Sie verlangt daher für die Zukunft Mietzinse, 
die die Erhaltung der Wohnhäuser gewähr­
leisten. Außenseiter, die neben oder anstelle 
freier Zinsvereinbarungen weiterhin Ablösen 
zu erzielen suchen, verhindern diese Entwi<k­
lung der Wohnwirtschaft und handeln damit 
gegen die allgemeinen Interessen der Haus­
besitzer. Dies werden auch gewerbsmäßige 
Wohnungsvermittler und Hausverwalter zu 
beachten haben." 

Leider mußten wir feststellen, daß an­
scheinend die Mehrheit der Hausherren zu 
den Außenseitern zählt. Wir fragen uns: 
Wo bleiben denn dann die Anhänger dieser 
Organisation? 

Ich habe schon auf die Inserate in den 
Tageszeitungen hingewiesen. In der OVP war 
es unter anderem auch der Abgeordnete Ma­
chunze, der erklärte, mit dem Ablöseunfug 
müsse endlich Schluß gemacht werden. Freie 
Mietenvereinbarung und zusätzlich noch eine 
Ablöse, das ist einfadl untragbar. 

Aber die Ablösepflanze, die man zunächst 
dem Hausherrn Wunderkraut zuordnete, ge­
dieh und vermehrte sich zusehends. Sie stand 
auf einem verblendeten OVP-Boden, gehegt 
und gepflegt, bis sie dann ein Sturm, . ein 
Wählersturm, am 1. März dieses Jahres ein 
bißehen zerzaust hat. (Heiterkei t und Beifall 
bei der SPtJ.) 

Das Mietrechtsänderungsgesetz werde den 
Mietern noch Verbesserungen bringen, beteu­
erten die OVP-Abgeordneten. Aber das OVP­
Sozialministerium, mit der Frau Rehor an der 
Spitze, war realistischer. Das müssen wir 
heute sagen. Sicherlich hatte man seine Er­
fahrungen mit den Kollegen der verschiedenen 
Bünde. In seiner Stellungnahme wies das 
Sozialministerium darauf hin, daß Höchst­
sätze festgelegt werden müßten, um wuche­
rische Ausbeutung zu verhindern. - Dieser 
Ausdruck stammt nicht von mir, sondern vom 
Sozialministerium. 

Aber auch diese Mahnung war vergebens. 
Das Gesetz wurde in einem Raketentempo 
dem Hohen Hause vorgelegt, im Parlaments­
ausschuß wurde die Diskussion darüber -
wie meine Vorredner bereits berichteten -
mit einem Antrag auf Schluß der Debatte ab­
gewürgt, nachdem erst einige Zeilen dieser 
langen Bestimmungen behandelt worden 
waren. 

OVP-Generalsekretär Dr. Withalm erklärte 
damals, die OVP müsse dieses Gesetz jetzt 
durchbringen, denn es stünde für sie fest. 
daß es ansonsten wahrscheinlich niemals mehr 
Gesetz würde. 

Mir kommt vor, er hatte damals schon das 
Gefühl. daß man die Gelegenheit der Allein­
regierung ausnützen müsse, den Hausherren 
ein Geschenk darzubieten (Bunde srat 
B Ü r k 1 e: Das i st sch on mit Marek verwech­
selbar!), denn für den nächsten Wahltermin 
fühlte man sich nicht so sicher. Zu große 
Belastungen mutete man den Wählern zu. 

Zweieinhalb Jahre sind seit der Gesetz­
werdung vergangen, und wir sind nun jetzt 
mit den verheerenden Folgen dieses Gesetzes 
konfrontiert. In unverantwortlicher Weise 
werden gerade jene mit kleinen Einkommen 
zur Zahlung von hohen Mieten und ungerecht­
fertigten Ablösen veranlaßt. Durch die Ver­
doppelung und Verdreifachung der Lokal­
mieten wurden nicht wenige kleine Geschäfts­
leute und Gewerbetreibende ruiniert. Die Em­
pörung und die Verzweiflung dieser Menschen 
ist daher nur allzu verständlich. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das Miet­
rechtsänderungsgesetz wurde von vielen 
Gremien der OVP als sogenannter erster 
Schritt bezeichnet. In der "Wiener Handels­
zeitung" vom August 1967 konnten wir näm-
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Udl lesen, daß die nun in Angriff genommene 
Wohnungs reform die ersten Schritte in Ridl­
tung einer normalen Wohn- und Mietenpolitik 
darstellt, wobei - so beteuerte man - nie­
mand daran dadlte, den Mieterschutz selbst 
aufzuheben oder auf leisen Sohlen zum Ver­
schwinden zu bringen. 

Aber von einer Verbesserung kann wahr­
lich nicht die Rede sein. Nun wollen wir mit 
diesem Antrag den Prozeß der "ersten 
Schritte" doch etwas stoppen. Der OVP-Allein­
regierung war es vorbehalten, einen Kampf 
zur endgültigen Beseitigung des Mieter­
sdlutzes zu starten. Aber, wie gesagt, die 
Redlnung der mieter- und gewerbe feindlichen 
Liebedienerei den Hausherren gegenüber 
mußte die OVP audl mit einer katastrophalen 
Wahlniederlage am 1 .  März 1970 bezahlen. 

Wir betradlten es daher als eine unserer 
Verpflichtungen, das unsozialste Gesetz, das 
es seit 1945 gibt, schrittweise zu verbessern 
und allmählich den Mietern und den Inhabern 
von Klein- und Mittelbetrieben wieder jene 
Sicherheit zu geben, die man sidl eben vom 
Mietersdlutz erwartet. (Beifall bei der SPO.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Seit das 
Mietrechtsänderungsgesetz 1968 in Kraft trat, 
müssen die Mieter mit kleinen Einkommen, 
aber auch Rentner und Pensionisten in ihren 
vier Wänden zittern, wenn es in ihrem Hause 
Renovierungen gibt. Die OVP-Regierung er­
möglichte es den Hausherren, auf Kosten der 
Mieter die Häuser wieder in Ordnung zu 
bringen, ohne Rüc:ksidlt darauf zu nehmen, 
daß die Mieten dadurch auf ein Vielfadles 
steigen. Aber der Wohnwert selbst steht leider 
in keinem Zusammenhang damit. Es handelt 
sich ja nur um Althäuser mit den sanitären 
Anlagen und dem Wasser auf den Gängen ! 
Aber der Wohnwert in den eigenen vier 
Wänden ist leider davon nicht betroffen. 

So haben zum Beispiel die Mieter des Hau­
ses in Wien 4, Waltergasse 3, den 13,3fadlen 
Zins zu zahlen. Und wenn wir wissen, daß der 
Zins dort 50 S beträgt, so beträgt jetzt der 
1 3,3fache Zins nahezu 700 S. Das ist nur eine 
kleine Zimmer-Küche-Wohnung in einem doch 
alten Hause. 

So könnte ich Ihnen - aber das tue ich 
wegen der fortgeschrittenen Zeit nicht - aus 
fast allen Bezirken Wiens nachweisen, wie 
sehr Sie, meine Damen und Herren von der 
OVP, eine reine Klassenpolitik betrieben 
haben, indem die "gute" OVP-Politik für alle 
Osterreicher nur den Zinshausherren Vorteile 
bringt (ir onische Heiterkeit bei der OVP -

B undesrat B ü r k 1 e: Das ist zum Dav on­
rennen! Wie der Marek v or drei Jahren!), 
während Sie den Mietern in den Althäusern 
eine ungeheure Last aufgebürdet haben. 

Meine Damen und Herren von der Volks­
partei ! Eigentlich müßten Sie audl dieses Un­
redlt fühlen, daß für Ein- bis Zweizimmer­
Wohnungen mit so gut wie keinem Komfort 
Mieten in dieser Höhe gezahlt werden müssen. 
Jede Wohnung in einem Neubau, jede Kom­
fortwohnung in bester Lage ist heute preis­
werter als eine Wohnung in solchen Alt­
häusern, wo nur die Fassade Sauberkeit und 
Geborgenheit vortäuschen soll, die Woh­
nungen dahinter aber sogenannte Bassena­
wohnungen geblieben sind, auch wenn die 
Mieter selbst versucht haben, in ihren vier 
Wänden doch ein bißdlen heimelige Atmo- ' 
sphäre einzufangen. 

Die Tatsadle, daß es in Wien 134.000 Woh­
nungen gibt, die vor 1 880 erbaut wurden, 
und rund 331 .000 aus der Zeit von 1880 bis 
1918,  also insgesamt 465.000 Wohnungen oder 
nahezu 70 Prozent der 671 .000 Mietwohnungen, 
stellt uns alle vor besondere Aufgaben, die 
auch human gelöst werden müssen. Denn ge­
rade in diesen alten Wohnungen wohnen alte 
Mensdlen, Menschen mit kleinen Einkommen 
und Pensionisten, denen man Zinse nach dem 
§ 7-Verfahren nicht zumuten kann. 

Ich möchte Ihnen doch nicht vorenthalten, 
daß in der großen Parlamentsdebatte im 
Jahre 1967 unter anderem von einem unserer 
sozialistisdlen Kollegen ein Antrag des OAAB, 
wie er auf dem Landestag des OAAB gestellt 
wurde, zum Vortrag kam. Dort hieß es - das 
ist eine Resolution des OAAB-Landestages 
Wien -: 

"Bei einer Lösung des Wohnungsproblems 
möge eine Eliminierung des § 7 . . .  des 
Mietengesetzes durchgeführt werden." (Bun­
desrat Dr. S k 0 I t o n:  Hört! Hörtf) "Bei einer 
notwendigen Reparatur des Hauses wird der 
Grundzins oft um das x-fache erhöht und trifft 
dadurch meistens die ärmsten Mitbürger unter 
uns, da diese keine Möglichkeit haben, auf 
andere Wohnungsmöglichkeiten auszuwei­
chen. 

Ferner muß endlich den Spekulationen · bel 
Kauf eines Hauses und nachfolgendem Ab­
bruch desselben ein Riegel vorges.choben 
werden. 

Der Landestag möge daher beschließen, daß 
Vorsorge zu treffen ist für notwendige Re­
paraturen, daß diese aber nicht mehr durch 
enorme Erhöhung der Mietzinse auf zehn 
Jahre zu decken sind. Ferner bei zukünftiger 
Regelung der Mietzinse wäre das Problem 
für diejenigen Häuser, die bereits nach § 7 
einen erhöhten Zins bezahlen, einer Berück­
sichtigung zuzuführen. 

Schließlich ist auch dafür Vorsorge zu 
treffen, falls ein Haus wegen Schaffung von . 
mehr Wohnraum niedergerissen wird, daß die 
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Mieter nicht auf die Straße gesetzt werden, habe, im Jahre 1970 einen Teil meines De­
sondern der Hausherr verpflichtet wird, diesen battenbeitrages vorzulesen. Ich darf das nun 
eine Wohnu.n.g zu alten Bedingungen anzu- für Sie besorgen, da Sie es in Ihrem Debatten­
bieten," beitrag unterlassen haben. Ich sagte damals: 

Soweit eine Resolution des OAAB-Landes­
tages Wien, die sehr bemerkenswert ist. 

Es ist heute schon vielfach gesagt worden, 
und ich möchte es unterstreichen, daß es uns 
Sozialisten vor allem um die Verbesserung der 
Wohnverhältnisse in Osterreich geht. Unser 
Wohnbauprogramm enthält daher auch 
einen bedeutsamen Abschnitt zum modernen 
Miet- und Wohnrecht. Hier sind für die Si­
cherung des erhaltungswürdigen Althaus­
bestandes eine Reihe von Maßnahmen er­
forderlich. Mit diesen Maßnahmen wollen wir 
nun beginnen. Einige davon finden Sie in 
unserem heutigen Antrag. Zur Sicherung des 
erhaltungswürdig,en Althausbestandes muß 
ein sozialer Härteausgleich bei unverhältnis­
mäßig starken Hauptmietzinserhöhungen zu­
gunsten schwacher Mieter erfolgen. Dies 
könnte nach unserer Auffassung - das haben 
wir wiederholt beantragt und auch in ver­
schiedenen Diskussionen zur Sprache ge­
bracht - durch einen Reparaturausgleichs-
fonds geschehen. 

. 

"Was ich Ihnen jetzt sagen werde, werden 
Sie gewiß nicht gerne hören. Aber ich habe 
trotzdem das Bedürfnis, Ihnen zu sagen, meine 
Herren von der OVP, daß Ihre ganze Allein­
regierung auch auf einer Zufallsmajorität be­
ruht, denn mit Ihren Versprechungen, eine 
Politik für alle Oster:r:eicher zu machen, und 
mit Ihrer Volksfrontpropaganda haben Sie die 
Wähler verblendet und bewußt getäuscht. Und 
eigentlich müßten wir Ihnen jetzt dafür sehr 
dankbar sein, daß Sie darangehen, den Mieter­
schutz zu zertrümmern, denn dadurch werden 
Sie einer großen Gruppe von Wählern die 
Augen öffnen." - Was inzwischen geschehen 
ist. - "Wir werden gar nicht mehr viel dazu­
zutun haben ; diese Aufgabe werden Sie selbst 
dadurch besorgen." 

Sie, Herr Dr. Gasperschitz, haben dann in 
einem Zwischenruf gesagt: "Diese Ausfüh­
rungen werden wir Ihnen im Jahre 197 1  vor­
lesen ' "  Dies zu Ihrer Kenntnisnahme. (Beifal l 
bei der SPO.) 

Vorsit�nder: Zum Wort hat sich noch Herr 
Wien - das möchte ich noch einmal unter- Bundesrat Dr. Gasperschitz gemeldet. Ich er­

streichen - ist diesen Fragen sehr aufge- teile es ihm. (B undesrat Dr. S k o t t o n: Jetz t 
schlossen, denn was in Wien geschehen ist, spricht der OAABI) 
ist in keinem anderen Bundesland zu sehen 
gewesen. Bundesrat Dr. Gasperscbitz (OVP) : Jetzt 

spricht nicht de·r OAAB, sondern jetzt spreche 
Nachdem sich die OVP im Parlament seit ich als Mitglied des Bundesrates. 

zwei Jahrzehnten weigert, der Schaffung eines 
Reparaturausgleich.sfonds, der eigentlich die 
wirksame Hilfe gewesen wäre, zuzustimmen, 
ist der Wiener Gemeinderat bereits im 
Jahre 1954 in die Bresche gesprungen. Zwi­
schen 1954 und 1966 haben wir fast 2 Mil­
liarden Schilling zinsenfreie Darlehen für die 
Reparatur der Wiener Althäuser bewilligt. 
Nachdem in den Jahren 1965 bis 1967 jährlich 
rund 300 Millionen Schilling für diese Zwecke 
zur Verfügung gestellt worden waren, war die 
Leistungsgrenze der Stadt Wien erreicht, und 
der Wiener Gemeinderat beschloß, ab 1968 
Mietern, die von den Erhöhungen nach § 7 
besonders hart getroffen waren, anstelle der 
zinsenfreien Darlehen Mietzinsbeihilfen zu 
gewähren. 

Im möchte nur noch ganz kurz sagen, daß 
unser Bundeskanzler Dr. Kreisky in der Re­
gierungserklärung auch zu diesen Problemen 
S�ellung genommen hat. 

. 

Abschließend möchte ich mir noch erlauben, 
besonders unserem Kollegen, dem Herrn 
Dr. Gasperschitz, eine Arbeit abzunehmen. Bei 
der Debatte über dieses Gesetz im J abre 1 967 
haben Sie, Herr Dr. Gaspersdlitz, mir ver­
sprochen, als idl zu diesem Antrag gesprodlen 

Sehr geehrter Herr Ministerl Sehr geehrte 
Damen und Herren I Nur zwei Minuten, es 
ist bereits dreiviertel ein Uhr. So gut die 
Initiative der sozialistischen Fraktion gemeint 
ist, aber sie bewirkt - und da möchte' ich 
ganz objektiv sein - das Gegenteil. Das 
sagen doch alle Richter, die mit Mietensachen 
beschäftigt sind. Ich habe mich gestern in der 
kurzen Zeit noch unterrichtet. Die Richter be­
haupten: Wenn dieses Gesetz wirksam wer­
den würde, würde das nichts anderes sein 
als ein Demolierungsgesetz und ein Delogie­
rungsgesetz. 

Ich bitte Sie, meine sehr geehrten Damen 
und Herren und Mitglieder des Bundesrates, 
gleichgültig welcher Fraktion: Behandeln wir 
diese Materie im Herbst noch einmal, und 
zwar grü�dlidl und ohne Zeitdruck und mit 
Sachverständigen. Wir sind gerne bereit, über 
diese Materie zu reden und mit Ihnen einen 
gemeinsamen Antrag zu formulieren. (Beifall 
bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich der Herr 
Bundesminister Moser gemeldet. Ieil erteile es 
ihm. 
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Bundesminister für Bauten und Technik 
Moser: Hoher Bundesrat I Erlauben Sie mir, 
daß ich auf einige der in der Debatte aufge­
worfeneQ. Punkte kurz eingehe. 

Zunächst darf ich in Erinnerung rufen; daß 
Bundeskanzler Dr. Kreisky in seiner namens 
der gesamten Regierung abgegebenen Er­
klärung vom 21. April des heurigen Jahres 
vor dem Parlament unter anderem festgestellt 
hat, daß es das Ziel dieser Regierung ist, 
durch zeitgemäße Ausgestaltung des Miet· 
und Wohnrechtes soziale Härten in diesem 
Bereiche zu vermeiden. 

Der vorliegende Antrag scheint mir nun 
eine Initiative in dieser Richtung zu sein, die 
allerdings keineswegs, meine ich, Anspruch 
auf Vollständigkeit haben kann, sondern die 
zwei der brennendsten Fragen in diesem 
Paket, wenn ich so sagen darf, mildern will. 

Es ist leider nicht so - und, Herr Bundesrat 
Gasperschitz, da teile ich aus der Erfahrung 
und dem Wissen um die Dinge Ihre Meinung 
nicht -, daß die Richterschaft bei der Frage 
der Festsetzung der Höhe eines Mietzinses 
infolge von Reparaturarbeiten einen Ermes­
sensspielraum hat. Es heißt ja ausdrücklich 
in der derzeitigen Gesetzesfassung, daß dieser 
Ermessensspielraum nur auf die Dauer einer 
solchen Erhöhung begrenzt ist. Ich darf wört­
lich zitieren. Es heißt im § 1 Abs. 2: " . . .  so 
ist der Zeitraum, innerhalb dessen die Aus­
lage aus den Hauptmietzinsen zu decken ist, 
unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
Lage des Vermieters und der Gesamtheit der 
Mieter nach billigem Ermessen zu bestim­
men; . . .. .  

Nicht alsQ leider die Höhe, sondern einzig 
und allein die Aufteilungsdauer dieser 
Reparaturkosten kann im Ermessen des 
Richters liegen, wobei das Gesetz dem Richter 
eine Grenze von zehn J abren auferlegt. Idl 
meine, daß diese Grenze bei großen Reparatur­
arbeiten viel zu gering ist, weil es nicht 
wahr ist, daß jedes ordentlich instandgesetzte 
Haus alle zehn Jahre wieder generalrepariert 
werp.en muß. 

. 

Leider gibt es in unserem heutigen lvIiet­
recht keine Vorsdlrift, die der Höhe nach 
eine Besdlränkung au.fweist. Das "billige Er­
me�sen" , das dem Richter eingeräumt ist, 
reicht leider nicht a1.�S, die wirtschaftliche Kraft 
der Mieter oder des Eigentümers der Höhe 
nach zu beurteilen. (Zwischenruf des Bundes· 
rates Dr. G a s p e r  8 c h i  t z.) Wir wären, 
Herr Bundesrat Gasperschitz, glaube ich, alle 
sehr froh, wenn der Rimter eine Möglidlkeit 
hätte, den Mietzins nur bis zu einer bestimm­
teIl Grenze zu erhöhen. 

Ich könnte Ihnen aus meinem eigenen Wahl­
kreis eine Reihe von Beispielen bringen, wo 

die Mietzinse auf das 20-, 25- und in einem 
Extremfall auf das 32fame des seinerzeitigen 
Mietzinses erhöht . wurden. Niemand konnte 
verhindern, daß eine solche Entscheidung er­
folgt ist. Es ist aber in diesen Häusern auch 
niemand imstande, diese exorbitante Last auf 
sich zu nehmen. 

Der vorliegende Antrag, diese Initiative soll 
nun bewirken, daß eine solche Erhöhung nur 
bis zu einer zumutbaren, nur bis zu einer 
erträglichen Durchschnittsgrenze vorgenom­
men werden können soll. 

Herr Bundesrat Bürklel Sie haben praktisch 
eine Gesamtlösung reklamiert. Ich bin über­
zeugt davon, daß Sie selbst sehr genau wissen, 
daß auch eine Reihe anderer Fragen gelöst 
werden sollte, daß das aber Fragen sind, die 
in einem so kurzen Zeitraum nicht so ausge­
reift sind und formuliert werden können, daß 
man damit eine Gesamtlösung machen könnte. 

Wenn Sie gesagt haben, Herr Bundesrat 
Bürkle, daß man sich den Kopf zerbrechen 
sollte, wie man mehr baut: Ich darf Sie 
versichern, daß sich die jetzige Regierung 
den Kopf zerbrimt, wie man mehr baut. Ich 
bin mit Ihnen einer Meinung, daß wir offenbar 
derzeit zuwenig bauen und daß wir alle 
Anstrengungen unternehmen müssen, in Zu­
kunft mehr zu bauen - aber nicht nur mehr 
zu bauen, sondern audl zu Bedingungen zu 
bauen, die die einzelnen, für die die Gemein­
schaft die Mittel ZUIil Wohnbau zur Ver­
fügung stellt, auch akzeptieren können. Es 
würde allerdings den Rahmen sprengen, wenn 
ich nun auf diese Fragen näher eingehen 
würde. 

Aber es ist nicht wahr, wenn Sie gesagt 
haben, daß, wenn die öffentlichen Mittel ver­
kürzt werden, damit auch automatisch die 
Wohnung teurer wird. Sie wissen doch aum 
- so nehme ich wohl an -, daß durch den 
beabsichtigten Einsatz von Annuitätenzu­
schüssen, die im heutigen Wohnbauförde­
rungsgesetz ja fehlen, die ja nicht gegeben 
werden dürfen, auch die Kapitalmarktmiuel 
verbilligt werden können und man auf diese 
\V"eise nicht nur mehr Mittel für den Wohnbau 
bekommt, sondern auch, was den einzelnen 
angeht, sie billiger machen kann. (Zwischen­
ruf des Bundesrates B Ü r k 1 e.) Wenn Sie 
sagen, Herr BUJ].desrat, daß die Verkürzung 
der öffentlichen Darlehen eine Verteuerung 
bringen wird und auch nicht mehr gebaut 
werden kann, dann wundert mim eigentlich, 
daß Sie als Vorarlberger dem das Wort reden, 

daß die öffentlidlen Mittel als Direktdarlehen 
nkht ve.rkürd werden. Denn · gerade das 
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Bundesland Vorarlberg gibt ja heute wesent­
lich weniger als die 45 Prozent der öffent­
lichen Darlehen, die in einer künftigen Wohn­
bauförderung in Aussicht genommen sind. Sie 
geben ja, wenn ich mich recht erinnere, 
25 Prozent der Baukosten überhaupt nur aus 
öffentlichen Mitteln in Form von Darlehen. 
Das heißt also, für Vorarlberg würden auch 
die 45 Prozent, die uns vorschweben, gar 
nicht erreicht werden müssen. 

Nun darf ich aber noch einen Punkt heraus­
greifen : Härten sollen vermieden werden. 
- Jawohl. Ich bin der Meinung, Härten 
sollen vermieden werden. Erinnern Sie sich 
aber doch auch, daß in der Diskussion im 
Jahre 1967 damals Vorschläge erstattet wur­
den, wie Härten hätten vermieden werden 
können, auch im Rahmen der sogenannten 
§ 7-Verfahren. Es wurde doch damals eine 
neue Verwaltungsgebühr eingeführt, die seit 
diesem Zeitpunkt als Betriebskosten neben 
dem Hauptmietzins separat zu entrichten ist. 
Die früher bezahlten Verwaltungsgebühren 
sind damit damals frei geworden. Und hätten 
wir die damals frei gewordenen Verwaltungs­
gebühren in einen Topf genommen und aus 
diesem Topf heraus im Einzelfall dann Lei­
stungen erbracht, um Auswüchse des § 7 ab­
zubauen, wäre dies meiner Uberzeugung nach 
eine gesunde, vernünftige Lösung gewesen. 

Darf ich, meine Damen und Herren, nun 
zusammenfassend sagen: Ich begrüße die 
Initiative des Bundesrates, die Fragen des 
Mietrechtes und dabei die Probleme, die den 
Menschen unter den Nägeln brennen, mit 
dieser Initiative ins Parlament zu bringen, 
damit dort die zuständigen Ausschüsse des 
Parlaments die Arbeit aufnehmen, durchaus, 
weil ich glaube, daß bei einer sachlichen 
Diskussion um diese Probleme auch ein Weg 
gefunden werden kann und gefunden werden 
wird, um denen zu helfen, denen wir schließ­
lich helfen wollen. (Beifall  bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich noch Herr 
Bundesrat Eckert gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Dr. h. c. Eckert (OVP) : Herr 
Minister! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren ! Zu Beginn der heutigen ersten Sitzung 
hat mich der Herr Kollege Porges im Zu­
sammenhang mit einem von uns geführten 
Telefongespräch zitiert, und dazu möchte ich 
folgendes sagen. 

Es ist richtig, daß mich gestern mittag 
der Herr Kollege Porges telefonisch kontak­
tierte und sich über den Ablauf der momentan 
ablaufenden Bundesratssitzung erkundigte. 
Insbesondere sei dem Herrn Kollegen Porges 
gerüchteweise zu Ohren gekommen, daß 
wegen Geschäftsordnungsauffassungen im 

Verfassungs- und Rechtsausschuß des 
Bundesrates heute mit einer Geschäftsord­
nungsdebatte zu rechnen sei. Ich erwiderte, 
daß ich darüber erst mit meinen Kollegen 
im Bundesrat reden müßte und daß ich augen­
blicklich beim Telefon keine Stellungnahme 
beziehen könnte, worauf der Herr Kollege 
Porges vorschlug, dieses Telefongespräch, bis 
ich Gelegenheit habe, mich hierüber offiziell 
zu informieren, als reines Privattelefon­
gespräch zu betrachten - was er gerne be­
stätigen wird. (Bundesrat P 0 r g e S: Das ist 
überflüssig geworden durch Ihre heutige Hal­
tung! Meine Befürchtungen sind eingetr,offen!) 
Darum geht es mir nur, Herr Kollege Porges, 
meine Damen und Herren: daß anläßlich 
dieses Telefongesprächs keinerlei Aussprachen 
über den Verlauf der heutigen Bundesrats­
sitzung zwischen uns beiden getroffen wurden. 
Ich bitte den Hohen Bundesrat, das zur Kennt­
nis zu nehmen. (Beifall bei der öVP. -
Bundesrat P o  r g e s: Ic h bin genauso über­
rasc ht wie Sie!) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
(Bundesrat Dr. S k o t  t o n: Zur Gesc häfts­
ordnung!) 

Bundesrat Dr. Skotton (SPO) : Idl beantrage 
namentliche Abstimmung und bitte den Herrn 
Vorsitzenden, die Unterstützungsfrage zu 
stellen. 

Vorsitzender: Wird vom BeriQ;lterstatter das 
Schlußwort gewünscht? - Bitte. 

Berichterstatter Novak (Schlußwort) : Hoher 
Bundesrat! Meine Damen und Herren ! Zu der 
von mir beantragten Annahme des Gesetzent­
wurfes, den Sie alle haben, wurden von der 
Frau Bundesrätin Dr. Seda Abänderungsan­
träge gestellt. Ich möchte feststellen, daß diese 
den Intentionen des Bundesrat-Verfassungs­
ausschusses entsprechen, und mödlte daher er.,. 
suchen, den Gesetzentwurf mitsamt den An­
trägen anzunehmen. 

Vorsitzender: Es wird namentliche Abstim­
mung beantragt. Ich habe einem solchen Ver­
langen gemäß § 49 Abs. B der Geschäftsord­
nung zu entsprechen, wenn dies von wenig­
stens fünf Mitgliedern begehrt wird. 

Ich bitte jene Bundesräte, die diesen Antrag 
des Herrn Bundesrates Skotton unterstützen. 
um ein Händezeidlen. - Damit ist nament­
liche Abstimmung gegeben. 

Bei der namentlichen Abstimmung werden 
die Mitglieder des Hauses durch den Schrift­
führer zur Stimmenabgabe aufgerufen. Wer 
für den Ausschußantrag ist, wolle mit Ja, 
wer dagegen ist, mit Nein stimmen. - Ich 
möchte korrigieren: für den Ausschußantrag 
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Vorsitzender 
unter Berücksichtigung der von der Bundes­
rätin Seda und Genossen beantragten Abände­
rung. 

Ich ersuche die Frau Schriftführerin, mit 
dem Namensaufruf zu beginnen. 

Bei der namentlichen Ab stimmung wurde 
wie f olgt ge stimmt: 

Vorsitzender: Die Mehrheit der Mitglieder 
des Bundesrates hat sich für den Antrag des 
Berichterstatters unter Berücksichtigung der 
von der Bundesrätin Dr. Seda beantragten Ab­
änderung ausgesprochen. Der Antrag ist somit 
a n g  e n o m m  e n. 

Die Tagesordnung ist e r  s c  h ö p f t. 

Mit "Ja" stimmten die Bunde sräte Die n ä c h s t e Sitzung des Bundesrates 
Alberer, Bednar, Böck, Böröczky, Demu th. findet voraussichtlich erst nach der parlamen­

Habringer, Hagl eitn er, Hanzlik, K ouba, tarischen Sommerpause statt. Sie wird auf 
Kubane k, Kun stätter, Liedl, N ovak, Ofien- schriftlichem Wege einberufen werden. 
be ck, P ohl, P orge s, P o spi schil, Reichi, Sc hipani, 
Schwarzmann, Seda, Seidl, Sk oli on, Tirntha l, Als Tagesordnungspunkte hiefür kommen 

vorerst die Tren ovatz, T schit sc hk o, Wally. 

Mit "Nein" stimmten die Bundesräte Berichte des Bundesministers für Auswär-
tige Angelegenheiten über die XII. und Bür kle, Deut sch, Egger, Ga sper schitz, Ga s s- XIII. Ordentliche Generalkonferenz der IAEO 

ner, Heger, H ofmann-Wellenh of, 1r o, Krempi, in Betracht. 
Mayer, PU schmann, Schambeck, Spindelegger, 
Walzer. Die Sitzung ist g e  s c  h l o s  s e n. 

Schluli der Sitzung: 13 Uhr 

O&terreichische Staatsdrueke.rei L61 30940 
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